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467.01/160-3 

Bekanntmachung des Mitarbeiter­
vertretungsgesetzes 

Die Synode der Evangelischen Kirehe in Deutschland hat mit 
Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Art. 10 Abs. I 
Unterabs. 2 Buchst. a und des Art. 10 a Abs. I der Grundordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland am 6. November 2003 
das Kirchengesetz über die Errichtung, die Organisation und das 

Verfahren der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in 
Deutschland beschlossen. Mit diesem Gesetz wurde auch das 
Mitarbeitervertretungsgesetz geändert. Nachstehend gibt der 
Oberkirchenrat das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD in gül­
tiger Fassung bekannt: 

Schwerin, 29. Januar 2004 

Der Oberkirchenrat 

Flade 

Kirchengesetz 

vom 6. November 1992 


über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Mitarbeitervertretungsgesetz - MVG), 

zuletzt geändert durch Kirchengesetz 


vom 6. November 2003 
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Präambel 

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag bestimmt, das Evan­
gelium in Wort und Tat zu verkündigen. Alle Frauen und Männer, 
die beruflich in Kirche und Diakonie tätig sind, wirken als Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter an der Erfüllung dieses Auftrages mit 
Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kirche und 
ihrer Diakonie verbindet Dienststellenleitungen und Mitarbeiter 
wie Mitarbeiterinnen zu einer Dienstgemeinschaft und verpflich­
tet sie zu vertrauensvoller Zusammenarbeit. 

I. Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen 

§l 
Grundsatz 

(I) Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststellen 
kirchlicher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen der Evange­
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen sowie ihrer 
Zusammenschlüsse und der Einrichtungen der Diakonie sind 
nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes Mitarbeitervertretungen 
zu bilden. 

(2) Einrichtungen der Diakonie nach Abs. 1 sind das Dia­
konische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie 
die gliedkirchlichen Diakonischen Werke und die ihnen ange­
schlossenen selbständigen Werke, Einrichtungen und Geschäfts­
stellen. 

§ 52a Mitwirkung in Werkstätten für behinderte Menschen 
und in Angelegenheiten weiterer Personengruppen 

§ 53 Vertrauensmann der Zivildienstleistenden 

X. 	 Abschnitt. Gesamtausschuss der Mitarbeiter­
vertretungen 

§ 54 Bildung von Gesamtausschüssen 
§ 55 Aufgaben des Gesamtausschusses 

XI. 	 Abschnitt. Kirchlicher Rechtsschutz 
(Schlichtungsstelle, Verwaltungsgericht für 
mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der Evangelischen Kirche in Deutschland) 

§ 56 Rechtsschutz 
§ 57 Bildung von Schlichtungsstellen 
§ 58 Bildung und Zusammensetzung der Kammern 
§ 59 Rechtsstellung der Mitglieder der Schlichtungsstelle 
§ 60 Zuständigkeit der Schlichtungsstelle 
§ 61 Durchführung der Schlichtung 
§ 62 Verfahrensordnung 
§ 63 Rechtsmittel 

XII. 	 Abschnitt. Inkrafttreten, Schlussbestimmungen 

§ 64 In-Kraft -Treten 
§ 65 Übernahmebestimmungen 
§ 66 Übergangsbestimmungen 
§ 67 - gestrichen ­

(3) Andere kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke 
und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen können dieses 
Kirchengesetz auf Grund von Beschlüssen ihrer zuständigen Gre­
mien anwenden. 

§2 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

(I) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Kirchen­
gesetzes sind alle in öffentlich-rechtlichen Dienst- oder pri­
vatrechtlichen Dienst- und Arbeitsverhältnissen oder zu ihrer 
Ausbildung Beschäftigten einer Dienststelle, soweit die Beschäf­
tigung oder Ausbildung nicht überwiegend ihrer Heilung, Wie­
dereingewöhnung, beruflichen oder sozialen Rehabilitation oder 
ihrer Erziehung dient 

(2) Das gliedkirchliche Recht kann für Personen, die im pfarr­
amtlichen Dienst, in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu ste­
hen, andere Regelungen vorsehen; gleiches gilt für die Lehrenden 
an kirchlichen Hochschulen und Fachhochschulen. 

(3) Personen, die auf Grund von Gestellungsverträgen beschäf­
tigt sind, gelten als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne 
dIeses Kirchengesetzes; ihre rechtlichen Beziehungen zu der ent­
sendenden Stelle bleiben unberührt. Angehörige von kirchlichen 
oder diakonischen Dienst- und Lebensgemeinschaften, die auf 
Grund von Gestellungsverträgen in Dienststellen (§ 3) arbeiten, 
sind Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen dieser Dienststellen, 
soweit sich aus den Ordnungen der Dienst- und Lebensgemein­
schaften nichts anderes ergibt. 
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§3 
Dienststellen 

(1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die 
rechtlich selbständigen Körperschaften, Anstalten, Stiftungen und 
Werke sowie die rechtlich selbständigen Einrichtungen der Dia­
koriie innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Als Dienststellen im Sinne von Absatz I gelten Dienststel­
lenteile, die durch Aufgabenbereich und Organisation eigenstän­
dig oder räumlich weit entfernt vom Sitz des Rechtsträgers sind 
und bei denen die Voraussetzungen des § 5 Abs. I vorliegen, wenn 
die Mehrheit ihrer wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen dies in geheimer Abstimmung beschließt und darüber Ein­
vernehmen mit der Dienststellenleitung herbeigeführt wird. Ist 
die Eigenständigkeit solcher Dienststellenteile dahingehend ein­
geschränkt, dass bestimmte Entscheidungen, die nach diesem 
Kirchengesetz der Mitberatung oder Mitbestimmung unterliegen, 
bei einem anderen Dienststellenteil verbleiben, ist in diesen Fäl­
len dessen DienststeUenleitung Partner der Mitarbeitervertretung. 
In rechtlich selbständigen Einrichtungen der Diakonie mit mehr 
als 2.000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen können Teildienst­
stellen abweichend vom Verfahren nach Satz I durch Dienstver­
einbarung gebildet werden. Besteht eine Gesamtmitarbeiterver­
tretung, ist diese Dienstvereinbarungspartner der Dienststellenlei­
tung. 

(3) Entscheidungen nach Absatz 2 über die Geltung von 

Dienststellenteilen sowie Einrichtungen der Diakonie als Dienst­

stellen können für die Zukunft mit Beginn der nächsten Amtszeit 

der Mitarbeitervertretung widerrufen werden. Für das Verfahren 

gilt Absatz 2 entsprechend. 


(4) Sei Streitigkeiten darüber, ob ein Teil einer Körperschaft, 

Anstalt, Stiftung oder eines Werks sowie einer Einrichtung der 

Diakonie als Dienststelle gilt, kann die Schlichtungsstelle ange­

rufen werden, die das Einvernehmen zwischen Dienststellenlei­

tung und Mitarbeitervertretung ersetzen kann. 


§4 
Dienststellenleitungen 

(I) Dienststellenleitungen sind die nach Verfassung, Gesetz 

oder Satzung leitenden Organe oder Personen der Dienststellen. 


(2) Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der 
Geschäftsführung beauftragten Personen und ihre ständigen Ver­
treter oder Vertreterinnen. Daneben gehören die Personen zur 
Dienststellenleitung, die allein oder gemeinsam mit anderen Per- . 
sonen ständig und nicht nur in Einzelfällen zu Entscheidungen in 
Angelegenheiten befugt sind, die nach diesem Kirchengesetz der 
Mitberatung oder Mitbestimmung unterliegen. Die Personen, die 
zur Dienststellenleitung gehören, sind der Mitarbeitervertretung 
zu benennen. 

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob benannte Personen die Vor­
aussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 erfüllen, kann die Schlich­
tungssteIle angerufen werden. 

11. Abschnitt. 

Bildung und Zusammensetzung der 


Mitarbeitervertretung 


§5 

Mitarbeitervertretungen 

(l) in Dienststellen, in denen die Zahl der wahlberechtigten 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Regel mindestens fünf 
beträgt, von denen mindestens drei wählbar sind, sind Mitarbei­
tervertretungen zu bilden. Das gliedkirchliche Recht kann bestim­
men, dass für einzelne Gruppen von Mitarbeitern und Mitarbeite­
rinnen gesonderte Mitarbeitervertretungen zu bilden sind. 

(2) Unabhängig von den Voraussetzungen des Absatzes I kann 
im Rahmen einer Wahlgemeinschaft eine Gemeinsame Mitarhei­
tervertretung für mehrere benachbarte Dienststellen gebildet wer­
den, wenn im Einvernehmen zwischen allen beteiligten Dienst­
stellenleitungen und den jeweiligen Mehrheiten der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen dies auf Antrag eines der Beteiligten schrift­
lich festgelegt worden ist. 

(3) Die Gliedkirchen können bestimmen, dass für Dienststellen 
von Kirchenkreisen, Dekanaten, Dekanatsbezirken, Kirchenbe­
zirken oder in anderen Bedarfsfällen Gemeinsame Mitarbeiter­
vertretungen gebildet werden; hierbei kann von den Vorausset­
zungen des Absatzes 1 Satz I abgewichen werden. 

(4) Liegen bei einer dieser Dienststellen die Voraussetzungen 
des Absatzes I nicht vor, so soll die Dienststellenleitung rechtzei­
tig vor Beginn des Wahl verfahrens bei einer der benachbarten 
Dienststellen den Antrag nach Absatz 2 stellen. 

(5) Die Gemeinsame Mitarbeitervertretung ist zuständig für 
alle von der Festlegung betroffenen Dienststellen. Partner der 
Gemeinsamen Mitarbeitervertretung sind die beteiligten Dienst­
stelJenleitungen. 

(6) Bei Streitigkeiten über die Bildung von Mitarbeitervertre­
tungen kann die SchlichtungssteHe angerufen werden. 

§6 
Gesamtmitarbeitervertretungen 

(I) Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt, Stif­
tung oder einem Werk oder bei einer Einrichtung der Diakonie 
mehrere Mitarbeitervertretungen, ist auf Antrag der Mehrheit die­
ser Mitarbeitervertretungen eine Gesamtmitarbeitervertretung zu 
bilden; bei zwei Mitarbeitervertretungen genügt der Antrag einer 
Mitarbeitervertretung. 

(2) Die Gesamtmitarbeitervertretung ist zuständig für die Auf­
gaben der Mitarbeitervertretung, soweit sie Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen aus mehreren oder allen Dienststellen nach Absatz 1 
betreffen. Darüber hinaus übernimmt die Gesamtmitarbeitervertre­
tung die Aufgaben der Mitarbeitervertretung, wenn vorübergehend 
in einer Dienststelle im Sinne des § 3 Abs. 2 eine Mitarbeiterver­
tretung oder ein Wahl vorstand nicht vorhanden ist. 

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitarbeiter­
vertretungen nach Absatz 1 gebildet, die je ein Mitglied in die 
Gesamtmitarbeitervertretung entsenden. Die Zahl der Mitglieder 
der Gesamtmitarbeitervertretung kann abweichend von Satz 1 
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durch Dienstvereinbarung geregelt werden. In der Dienstverein­
barung können auch Regelungen über die Zusammensetzung und 
Arbeitsweise der Gesamtmitarbeitervertretung getroffen werden. 

(4) Zur ersten Sitzung der Gesamtmitarbeitervertretung lädt 
die Mitarbeitervertretung der Dienststelle mit der größten Zahl 
der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein. Der 
Vorsitzende oder die Vorsitzende dieser Mitarbeitervertretung lei­
tet die Sitzung. bis die Gesamtmitarbeitervertretung über den Vor­
sitz entschieden hat. 

(5) Die nach den §§ 49 - 53 Gewählten haben das Recht, an den 
Sitzungen der Gesamtmitarbeitervertretung teilzunehmen wie an 
den Sitzungen der Mitarbeitervertretung. Bestehen mehrere Inter­
essenvertretungen gleicher Mitarbeitergruppen, wählen sie aus 
ihrer Mitte eine Person für die Teilnahme und regeln die Vertre­
tung. 

(6) Für die Gesamtmitarbeitervertretung gelten im übrigen die 
Bestimmungen für die Mitarbeitervertretung mit Ausnahme des 
§ 20 Abs. 2 bis 4 sinngemäß. 

§ 6a 
Gesamtmitarbeitervertretung im 


Dienststellenverbund 


(1) Ein Dienststellenverbund liegt vor, wenn die einheitliche 
und beherrschende Leitung einer Mehrzahl rechtlich selbständi­
ger diakonischer Einrichtungen bei einer dieser Einrichtungen 
liegt. Eine einheitliche und beherrschende Leitung ist insbeson­
dere dann gegeben, wenn Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für 
Funktionen nach § 4 für mehrere Einrichtungen des Dienststel­
lenverbundes bestimmt und Entscheidungen über die Rahmenbe­
dingungen der Geschäftspolitik und der Finanzausstattung für den 
Dienststellenverbund getroffen werden. 

(2) Auf Antrag der Mehrheit der Mitarbeitervertretungen eines 
Dienststellenverbundes ist eine Gesamtmitarbeitervertretung zu 
bilden; bei zwei Mitarbeitervertretungen genügt der Antrag einer 
Mitarbeitervertretung. 

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung des Dienststellenverbun­
des ist zuständig für die Aufgaben der Mitarbeitervertretung, 
soweit sie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus mehreren oder 
allen Dienststellen des Dienststellenverbundes betreffen. 

(4) Für die Gesamtmitarbeitervertretung des Dienststellenver­
bundes gelten im übrigen die Vorschriften des § 6 Abs. 3 bis 6 
sinngemäß. 

§7 
Neubildung von Mitarbeitervertretungen 

(I) Sofern keine Mitarbeitervertretung besteht, hat die Dienst­
stellenJeitung, im Falle des § 6 die Gesamtmitarbeitervertretung, 
unverzüglich eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung eines 
Wahlvorstandes einzuberufen. Kommt die Bildung einer Mitar­
beitervertretung nicht zustande, so ist auf Antrag von mindestens 
drei Wahlberechtigten und spätestens nach Ablauf einer Frist von 
jeweils längstens einem Jahr erneut eine Mitarbeiterversammlung 
einzuberufen, um einen Wahlvorstand zu bilden. 

(2) Wird die Neubildung einer Mitarbeitervertretung dadurch 
erforderlich, dass Dienststellen gespalten oder zusammengelegt 
worden sind, so bleiben bestehende Mitarbeitervertretungen für 
die jeweiligen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zuständig, bis die 
neue Mitarbeitervertretung gebildet worden ist, längstens jedoch 
bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Wirksamwerden der 
Umbildung. 

(3) Geht eine Dienststelle durch Stillegung, Spaltung oder 
Zusammenlegung unter, so bleibt die Mitarbeitervertretung so 
lange im Amt, wie dies zur Wahrnehmung der rnit der Organisati­
onsänderung im Zusammenhang stehenden Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte erforderlich ist. 

§8 
Zusammensetzung 

(I) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in 
der Regel 

5 - 15 Wahlberechtigten aus einer Person, 
16 - 50 Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern, 
51 - 150 Wahlberechtigten aus fünf Mitgliedern, 

151 - 300 Wahlberechtigten aus sieben Mitgliedern, 
301 600 Wahlberechtigten aus neun Mitgliedern, 
60 I 1000 Wahlberechtigten aus elf Mitgliedern, 

1001 1500 Wahlberechtigten aus dreizehn Mitgliedern, 
1501 - 2000 Wahlberechtigten aus fünfzehn Mitgliedern. 
Bei Dienststellen mit mehr als 2000 Wahlberechtigten erhöht sich 
die Zahl der Mitglieder für je angefangene 1000 Wahlberechtigte 
um zwei weitere Mitglieder. 

(2) Veränderungen in der Zahl der Wahlberechtigten während 
der Amtszeit haben keinen Einfluss auf die Zahl der Mitglieder 
der Mitarbeitervertretung. 

(3) Bei der Bildung von Gemeinsamen Mitarbeitervertretun­
gen (§ 5 Abs. 2) ist die Gesamtzahl der Wahlberechtigten dieser 
Dienststellen maßgebend. 

III. Abschnitt. 

Wahl der Mitarbeitervertretung 


§9 
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, 
die am Wahl tag das 18. Lebensjahr vollendet haben und seit min­
destens drei Monaten der Dienststelle angehören. Besteht die 
Dienststelle bei Erlass des Wahlausschreibens noch nieht länger 
als drei Monate, so sind auch diejenigen wahlberechtigt, die zu 
diesem Zeitpunkt Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienst­
stelle sind. 

(2) Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet ist, wird dort 
nach Ablauf von drei Monaten wahlberechtigt; zum gleichen 
Zeitpunkt erlischt das Wahlrecht in der bisherigen Dienststelle für 
die Dauer der Abordnung. 

(3) Nieht wahlberechtigt sind Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen, die am Wahl tag seit mehr als drei Monaten beurlaubt sind. 
Nicht wahlbereehtigt sind daneben Mitglieder der Dienststellen­
leitung und die Personen nach § 4 Abs. 2, es sei denn, dass sie 
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nach Gesetz oder Satzung als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin in die 
leitenden Organe gewählt oder entsandt worden sind. 

§ 10 
Wählbarkeit 

(I) Wählbar sind alle Wahlberechtigten (§ 9), die am Wahltag 
a) der Dienststelle seit mindestens sechs Monaten angehören 

und 
b) 	 Glieder einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft sind, die 

der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland 
angeschlossen ist: eine anderweitige Regelung bleibt den 
Gliedkirchen unter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten 
vorbehalten. 

Besteht die Dienststelle bei Erlass des Wahlausschreibens noch 
nicht länger als drei Monate, so sind auch diejenigen wählbar, die 
zu diesem Zeitpunkt Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienst­
stelle sind 

(2) Nicht wählbar sind Wahlberechtigte, die 
a) infolge Richterspruchs die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 

Wahlen zu erlangen, nicht besitzen, 
b) am Wahltag noch für einen Zeitraum von mehr als sechs 

Monaten beurlaubt sind, 
c) zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden, 
d) als Vertretung der Mitarbeiter und MItarbeiterinnen in das kir­

chengemeindliche Leitungsorgan gewählt worden sind. 

§1l 
Wahlverfahren 

(I) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung werden in glei­
cher, freier, geheimer und unmittelbarer Wahl gemeinsam und 
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl (Persönlichkeitswahl) 
gewählt. Die Wahlberechtigten haben das Recht, Wahlvorschläge 
zu machen. Für Dienststellen mit in der Regel nicht mehr als 100 
Wahlberechtigten soll ein vereinfachtes Wahlverfahren (Wahl in 
der Versammlung der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen) vorgesehen werden. 

(2) Weitere Einzelheiten sind in Wahlordnungen zu regeln. 
Zuständig hierfür ist der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, soweit die Gliedkirchen für ihren Bereich nichts 
anderes bestimmen. 

§12 

Vertretung der Berufsgruppen und Arbeitsbereiche 


Der Mitarbeitervertretung sollen Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen der verschiedenen in der Dienststelle vertretenen Berufs­
gruppen und Arbeitsbereiche angehören. Bei den Wahlvorschlä­
gen soll angestrebt werden, Frauen und Männer entsprechend 
ihren Anteilen in der Dienststelle zu berücksichtigen. 

§ 13 

Wahlschutz, Wahlkosten 


(1) Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertretung behin­
dern oder in unlauterer Weise beeinflussen. Insbesondere dürfen 
Wahlberechtigte in der Ausübung des aktiven oder des passiven 
Wahlrechts nicht beschränkt werden. 

(2) Die Versetzung oder Abordnung eines Mitgliedes des Wahl­
vorstandes oder eines Wahlbewerbers oder einer Wahlbewerbe­
rin, ist ohne seine Zustimmung bis zur Dauer von sechs Monaten 
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig. 

(3) Die Kündigung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes ist 
vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kündigung eines Wahl­
bewerbers oder einer Wahlbewerberin, vom Zeitpunkt der Aufstel­
lung des Wahlvorschlages an nicht zulässig, außer wenn Tatsachen 
vorliegen, die den Dienstgeber zur außerordentlichen Kündigung 
berechtigen. Satz I gilt für eine Dauer von sechs Monaten nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses entsprechend. Die außerordent­
liche Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertre­
tung. § 38 Abs. 3 bis 5 gelten mit der Maßgabe entsprechend, dass 
die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen 
kann. Der besondere Kündigungsschutz nach Satz I gilt nicht für 
Mitglieder eines Wahlvorstandes, die durch Entscheidung der 
Schlichtungsstelle abberufen worden sind. 

(4) Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; bei der Wahl 
einer Gemeinsamen Mitarbeitervertretung werden die Kosten der 
Wahl auf die einzelnen Dienststellen im Verhältilis der Zahlen 
ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen umgelegt, sofern keine 
andere Verteilung der Kosten vorgesehen wird. 

§ 14 

Anfechtung der Wahl 


(I) Die Wahl kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tag der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, von mindestens 
drei Wahlberechtigten oder der Dienststellenleitung bei der 
Schlichtungsstelle schriftlich angefochten werden, wenn geltend 
gemacht wird, dass gegen wesentliche Bestimmungen über die 
Wahlberechtigung, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren'ver­
stoßen und der Verstoß nicht behoben worden ist. Die Wahlan­
fechtung hat aufschiebende Wirkung. 

(2) Stellt die Schlichtungsstelle fest, dass durch den Verstoß 
das Wahlergebnis beeinflusst oder geändert werden konnte, so hat 
sie das Wahlergebnis für ungültig zu erklären und die Wiederho­
lung der Wahl anzuordnen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend. 

IV. Abschnitt. 

Amtszeit 


§ 15 
Amtszeit 

(I) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung beträgt vier Jahre. 

(2) Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen im Gel­
tungsbereich dieses Kirchengesetzes finden alte vier Jahre in der 
Zeit vom I. Januar bis 30. April statt; die Amtszeit der bisherigen 
Mitarbeitervertretung endet am 30. April. 

(3) Findet außerhalb der allgemeinen Wahlzeit eine Mitarbei­
tervertretungswahl statt, so ist unabhängig von der Amtszeit der 
Mitarbeitervertretung in der nächsten allgemeinen Wahlzeit 
erneut zu wählen. Ist eine Mitarbeitervertretung am 30. April des 
Jahres der regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahl noch nicht 
ein Jahr im Amt, so ist nicht neu zu wählen; die Amtszeit verlän­
gert sich um die nächste regelmäßige Amtszeit. 
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(4) Die bisherige Mitarbeitervertretung führt die Geschäfte bis 
zu deren Übernahme durch die neugewählte Mitarbeitervertre­
tung weiter, längstens jedoch sechs Monate über den Ablauf ihrer 
Amtszeit hinaus. Alsdann ist nach § 7 zu verfahren. 

§ 16 

Neuwahl der Mitarbeitervertretung 


vor Ablauf der Amtszeit 


(I) Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit 
unverzüglich neu zu wählen, wenn 
a) die Zahl ihrer Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatz­

mitglieder um mehr als ein Viertel der in § 8 Abs. I vorge­
schriebenen Zahl gesunken ist, 

b) die Mitarbeitervertretung mit den Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder ihren Rücktritt beschlossen hat, 

c) die Mitarbeitervertretung nach § 17 aufgelöst worden ist. 
Die Gliedkirchen können bestimmen, dass im Falle des Buchst. a 
anstelle einer Neuwahl die Mitarbeitervertretung unverzüglich 
durch Nachwahl zu ergänzen ist. 

(2) in den Fällen des Absatzes I ist unverzüglich das Verfahren 
für die Neu- oder Nachwahl einzuleiten. Bis zum Abschluss der 
Neuwahl nehmen im Falle des Absatzes I Buchst. a die verblie­
benen Mitglieder der Mitarbeitervertretung deren Aufgaben wahr, 
soweit ihre Zahl mindestens drei Mitglieder umfasst; in den übri­
gen Fällen nimmt der Wahl vorstand die Aufgaben der Mitarbei­
tervertretung bis zum Abschluss der Neuwahl, längstens aber für 
einen Zeitraum von sechs Monaten wahr, soweit nicht die Wahl 
im vereinfachten Verfahren durchgeführt wird. 

§ 17 

Ausschluss eines Mitgliedes oder Auflösung 


der Mitarbeitervertretung 


Auf schriftlichen Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten, der 
Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung kann die 
Schlichtungsstelle den Ausschluss eines Mitgliedes der Mitarbeiter­
vertretung oder die Autlösung der Mitarbeiterverlretung wegen gro­
ben Missbrauchs von Befugnissen oder wegen grober Verletzung 
von Pt1ichten beschließen, die sich aus diesem Gesetz ergeben. 

H8 

Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft, 


Ersatzmitgliedschaft 


(I) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt 
durch 
a) Ablauf der Amtszeit, 
b) Niederlegung des Amtes, 
c) Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses, 
d) Ausscheiden aus der Dienststelle, 
e) Verlust der Wählbarkeit, 
o 	Beschluss der Schlichtungsstelle nach § 17. 

(2) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht, 
a) solange einem Mitglied die Führung der Dienstgeschäfte 

untersagt ist, 
b) 	 wenn ein Mitglied voraussichtlich länger als drei Monate an 

der Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte oder seines Amtes 
als Mitglied der Mitarbeitervertretung gehindert ist, 

c) 	 wenn ein Mitglied für länger als drei Monate beurlaubt wird. 

(3) In den Fällen des Absatzes I und für die Dauer des Ruhens 
der Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt die Person als Ersatzmit­
glied in die Mitarbeitervertretung nach, die bei der vorhergehen­
den Wahl die nächstniedrige Stimmenzahl erreicht hat. 

(4) Das Ersatzmitglied nach Absatz 3 tritt auch dann in die Mit­
arbeitervertretung ein, wenn ein Mitglied verhindert ist, an einer 
Sitzung teilzunehmen, sofern dies zur Sicherstellung der 
Beschlussflthigkeit der Mitarbeitervertretung erforderlich ist. 

(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft in der Mitarbeiterver­
tretung haben die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen alle in ihrem 
Besitz befindlichen Unterlagen, die sie in ihrer Eigenschaft als 
Mitglied der Mitarbeitervertretung erhalten haben, der Mitarbei­
tervertretung auszuhändigen. Besteht die Mitarbeitervertretung 
nach § 8 Abs. 1 aus einer Person, sind die Unterlagen der neuen 
Mitarbeitervertretung auszuhändigen. 

V. Abschnitt. 

Rechtsstellung der Mitglieder der 


Mitarbeitervertretung 


§ 19 

Ehrenamt, Behinderungs- und Begünstigungsverbot, 


Arbeitsbefreiung 


(I) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung üben ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt aus. Sie dürfen weder in der Ausübung 
ihrer Aufgaben oder Befugnisse behindert noch wegen ihrer 
Tätigkeit benachteiligt oder begünstigt werden. 

(2) Die für die Tätigkeit notwendige Zeit ist den Mitgliedern 
der Mitarbeitervertretung ohne Minderung ihrer Bezüge inner­
halb der allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren, soweit die Aufga­
ben nicht in der Zeit der Freistellung nach § 20 erledigt werden 
können. Ist einem Mitglied der Mitarbeitervertretung die volle 
Ausübung seines Amtes in der Regel innerhalb seiner Arbeitszeit 
nicht möglich, so'ist es auf Antrag von den ihm obliegenden Auf­
gaben in angemessenem Umfang zu entlasten. Dabei sind die 
besonderen Gegebenheiten des Dienstes und der Dienststelle zu 
berücksichtigen. Soweit erforderlich, soll die Dienststellenleitung 
für eine Ersatzkraft sorgen. Können die Aufgaben der Mitarbei­
tervertretung aus dienstlichen Gründen nicht innerhalb der 
Arbeitszeit wahrgenommen werden, so ist hierfür auf Antrag 
Freizeitausgleich zu gewähren. 

(3) Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist für die Teil­
nahme an Tagungen und Lehrgängen, die ihnen für die Tätigkeit 
in der Mitarbeitervertretung erforderliche Kenntnisse verroitteln, 
die dafür notwendige Arbeitsbefreiung ohne Minderung der 
Bezüge oder des Erholungsurlaubs bis zur Dauer von insgesamt 
vier Wochen während einer Amtszeit zu gewähren. Über die Auf­
teilung des Anspruchs auf Arbeitsbefreiung zur Teilnahme an 
Tagungen und Lehrgängen auf die einzelnen Mitglieder kann eine 
Dienstvereinbarung abgeschlossen werden. Die Dienststellenlei­
tung kann die Arbeitsbefreiung versagen, wenn dienstliche Not­
wendigkeiten nicht ausreichend berücksichtigt worden sind. 

(4) Bei Streitigkeiten nach den Absätzen I bis 3 kann die 
SchlichtungssteUe angerufen werden. 
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§20 
Freistellung von der Arbeit 

(1) Über die Freistellung von Mitgliedern der Mitarbeiterver­
tretung von der Arbeit soll eine Vereinbarung zwischen der Mit­
arbeitervertretung und der Dienststellenleitung für die Dauer der 
Amtszeit der Mitarbeitervertretung getroffen werden. 

(2) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 nicht zustande. 
sind zur Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung 
auf deren Antrag von ihrer übrigen dienstlichen Tätigkeit in 
Dienststellen mit in der Regel 

151 300 	 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen -I Mitglied 
der Mitarbeitervertretung 

30\ - 600 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 2 Mitglie­

der der Mitarbeitervertretung 


60 I - 1000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 4 Mitglie­
der der Mitarbeitervertretung 

mehr als insgesamt 1000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen je 
an gefangene 500 ein weiteres Mitglied der Mitarbeitervertre­
tung 

jeweils mit der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit Vollbeschäftigter freizustellen. Teilzeitbeschäftigte Mitarbei­
ter und Mitarbeiterinnen mit einer regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von nicht mehr als 10 Stunden werden bei der Ermitt­
lung der Zahlenwerte nach Satz I nur mit ihrem Anteil an der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit berücksichtigt. Satz I 
gilt nicht für die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der 
Gesamtmitarbeitervertretung (§ 6) sowie des Gesamtausschusses 
(§ 54). 

(3) Anstelle von je zwei nach Absatz 2 Freizustellenden ist auf 
Antrag der Mitarbeitervertretung ein Mitglied ganz freizustellen. 

(4) Die freizustellenden Mitglieder werden nach Erörterung 
mit der Dienststellenleitung unter Berücksichtigung der dienstli­
chen Notwendigkeit von der Mitarbeitervertretung bestimmt. Die 
Aufgaben der Mitarbeitervertretung sind vorrangig in der Zeit der 
Freistellung zu erledigen. 

(5) Bei Streitigkeiten über die Freistellung von Mitgliedern der 
Mitarbeitervertretung kann die Schlichtungsstelle angerufen wer­
den. 

§ 21 

Abordnungs- und Versetzungsverbot, 


Kündigungsschutz 


(I) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen ohne ihre 
Zustimmung nur abgeordnet oder versetzt werden, wenn dies aus 
wichtigen dienstlichen Gründen unvermeidbar ist und die Mitar­
beitervertretung zustimmt. Besteht die Mitarbeitervertretung 
nach § 8 Abs. I aus einer Person, hat die Dienststellenleitung die 
Zustimmung des Ersatzmitgliedes nach § 18 Abs. 3 einzuholen. 
Verweigert die Mitarbeitervertretung oder das Ersatzmitglied die 
Zustimmung. kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

(2) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur gekün­
digt werden, wenn Tatsachen vorliegen, die den Dienstgeber zur 
außerordentlichen Kündigung berechtigen. Die außerordentliche 
Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertretung 
oder der Zustimmung des Ersatzmitgliedes, falls die Mitarbeiter­
vertretung nur aus einer Person besteht. Die Sätze I und 2 gelten 

für einen Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit 
entsprechend, es sei denn, dass die Amtszeit durch eine Entschei­
dung der Schlichtungsstelle nach § 17 beendet wurde. § 38 Abs. 3 
und 4 gelten mit der Maßgabe entsprechend, dass die Dienststel­
lenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. 

(3) Wird die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
aufgelöst, ist eine Kündigung frühestens zum Zeitpunkt der Auf­
lösung zulässig, es sei denn, dass wegen zwingender betrieblicher 
Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden muss. Die 
Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertretung 
oder, falls die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person besteht, 
der Zustimmung des Ersatzmitgliedes; Absatz 2 gilt entspre­
chend. 

§ 22 
Schweigepflicht 

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Kir­
chengesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben, sind ver­
pflichtet, über die ihnen dabei bekannt gewordenen Angelegen­
heiten und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. Diese Schwei­
gepflicht besteht nicht für Angelegenheiten oder Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal­
tung bedürfen. Die Schweigepflicht besteht auch nach dem Aus­
scheiden aus der Mitarbeitervertretung oder aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis. In Personalangelegenheiten gilt dies gegenüber 
den Betroffenen, bis das fonnale Beteiligungsverfahren in den 
Fällen der Mitberatung oder Mitbestimmung begonnen hat, ins­
besondere bis der Mitarbeitervertretung ein Antrag auf Zustim­
mung zu einer Maßnahme vorliegt. Die Schweigepflicht erstreckt 
sich auch auf die Verhandlungsführung und das Verhalten der an 
der Sitzung Teilnehmenden. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht gegenüber den anderen 
Mitgliedern der MJtarbeitervertretung. Sie entfällt auf Beschluss 
der Mitarbeitervertretung auch gegenüber der Dienststellenlei­
tung und gegenüber der Stelle, die die Aufsicht über die Dienst­
stelle führt. 

(3) Bei Streitigkeiten über die Schweigepflicht kann die 
Schlichtungsstelle angerufen werden. 

VI. Abschnitt. 

Geschäftsführung 


§ 23 
Vorsitz 

(I) Die Mitarbeitervertretung entscheidet in geheimer Wahl 
über den Vorsitz. Der oder die Vorsitzende führt die laufenden 
Geschäfte und vertritt die Mitarbeitervertretung im Rahmen der 
von ihr gefassten Beschlüsse. Zu Beginn der Amtszeit legt die 
Mitarbeitervertretung die Reihenfolge der Vertretung im Vorsitz 
fest. Die Reihenfolge ist der Dienststellenleitung schriftlich mit­
zuteilen. 

(2) Soweit die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person 
besteht, übernimmt die Stellvertretung der Wahlbewerber oder 
die Wahlbewerberin mit der nächst niedrigen Stimmenzahl mit 
der alle Angelegenheiten der Mitarbeitervertretung beraten wer­
den können, 
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§ 23a 
Ausschüsse 

(I) Die Mitarbeitervertretuhg kann die Bildung von Ausschüs­
sen beschließen, denen jeweils mindestens drei Mitglieder der 
Mitarbeitervertretung angehören müssen, und den Ausschüssen 
Aufgaben zu selbständigen Erledigung übertragen; dies gilt nicht 
für den Abschluss und die Kündigung von Dienstvereinbarungen. 
Die Überragung und der Widerruf der Übertragung von Aufgaben 
zur selbständigen Erledigung erfordert eine Dreiviertelmehrheit 
der Mitglieder der Mitarbeitervertretung. Die Übertragung und 
der Widerruf sind der Dienststellenleitung schriftlich anzuzeigen. 

(2) In rechtlich selbständigen Einrichtungen der Diakonie mit 
je mehr als 150 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen kann die Mit­
arbeitervertretung die Bildung eines Ausschusses für Wirtschafts­
fragen beschließen. Der Ausschuss für Wirtschaftsfragen hat die 
Aufgabe, die Mitarbeitervertretung über wirtschaftliche Angele­
genheiten zu unterrichten. Die Dienststellenleitung ist verpflich­
tet·, auf der Grundlage der Informationen nach § 34 Abs. 2 minde­
stens einmal im Jahr mit dem Ausschuss die wirtschaftliche Lage 
der Dienststelle zu beraten; sie kann eine Person nach § 4 Abs. 2 
mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe beauftragen. Der Aus­
schuss für Wirtschaftsfragen kann im erforderlichen Umfang 
Sachverständige aus der Dienststelle hinzuziehen. Für die am 
Ausschuss für Wirtschaftsfragen beteiligten Personen gilt § 22 
entsprechend. 

§24 
Sitzungen 

(1) Nach Bestandskraft der Wahl hat der Wahlvorstand, im Fall 
der vereinfachten Wahl die Versammlungsleitung, innerhalb einer 
Woche die Mitglieder der Mitarbeitervertretung zur Vornahme 
der nach § 23 vorgesehenen Wahlen einzuberufen und die Sitzung 
zu leiten, bis die Mitarbeitervertretung aber ihren Vorsitz ent­
schieden hat. 

(2) Der oder die Vorsitzende beraumt die weiteren Sitzungen 
der Mitarbeitervertretung an, setzt die Tagesordnung fest und lei­
tet die Verhandlungen. Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
sind rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies 
gilt auch für die Interessenvertretungen besonderer Mitarbeiter­
gruppen (§§ 49 bis 53), soweit sie ein Recht auf Teilnahme an der 
Sitzung haben. Kann ein Mitglied der Mitarbeitervertretung an 
der Sitzung nicht teilnehmen, so hat es dies unter Angabe der 
Gründe unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Der oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und 
einen Gegenstand auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein 
Viertel der Mitglieder der Mitarbeitervertretung oder die Dienst­
stellenleitung beantragt. Dies gilt auch bei Angelegenheiten, die 
Schwerbehinderte oder jugendliche Beschäftigte betreffen, wenn 
die Vertrauensperson der Schwerbehinderten oder die Vertretung 
der Jugendlichen und Auszubildenden dies beantragen und die 
Behandlung des Gegenstandes keinen Aufschub duldet. Daneben 
ist eine Sitzung nach Satz 2 auf Antrag des Vertrauensmannes der 
Zivildienstleistenden einzuberufen. 

(4) Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung finden in der 
Regel während der Arbeitszeit statt. Die Mitarbeitervertretung hat 
bei der Einberufung von Sitzungen die dienstlichen Notwendig­
keiten zu berücksichtigen. Die Dienststellenleitung soll von Zeit­

punkt und Ort der Sitzungen vorher verständigt werden. Die Sit­
zungen sind nicht öffentlich. 

§ 25 

Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitervertretung 


(I) Mitglieder der Dienststellenleitung sind berechtigt, an den 
Sitzungen teilzunehmen, die auf ihr Verlangen anberaumt sind. 
Die Dienststellenleitung ist berechtigt, zu diesen Sitzungen Sach­
kundige hinzuzuziehen. Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, 
auf Verlangen der Mitarbeitervertretung an Sitzungen teilzuneh­
men oder sich vertreten zulassen. 

(2) Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Punkten der 
Tagesordnung sachkundige Personen einladen. 

(3) Für Personen, die nach den Absätzen I und 2 an einer Sit­
zung der Mitarbeitervertretung teilnehmen, gilt die Schweige­
pflicht nach § 22. Sie sind ausdrücklich darauf hinzuweisen. 

§ 26 
Beschlussfassung 

(I) Die Mitarbeitervertretung ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Mitarbeitervertretung fasst ihre Beschlüsse mit der 
Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder. Die 
Mitarbeitervertretung kann in ihrer Geschäftsordnung bestim­
men, dass Beschlüsse im Umlaufverfahren oder durch fernmünd­
liche Absprachen gefasst werden können, sofern dabei Einstim­
migkeit erzielt wird. Beschlüsse nach Satz 2 sind spätestens in der 
Niederschrift der nächsten Sitzung im Wortlaut festzuhalten. 

(3) An der Beratung und Beschlussfassung dürfen Mitglieder 
der Mitarbeitervertretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss 
a) ihnen selbst oder ihren nächsten Angehörigen (Eltern, Ehe­

gatten, Kindern und Geschwistern), 
b) einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen 

natürlichen oder juristischen Person 
einen Vor- oder Nachteil bringen kann. 

(4) Die Mitarbeitervertretung beschließt in Abwesenheit der 
Personen, die nach § 25 Abs. I und 2 an der Sitzung teilgenom­
men haben. 

§ 27 
Sitzungsniederschrift 

(I) Über jede Sitzung der Mitarbeitervertretung ist eine Nie­
derschrift anzufertigen, die mindestens die Namen der An- oder 
Abwesenden, die Tagesordnung, die gefassten Beschlüsse, die 
Wahlergebnisse und die jeweiligen Stimmen verhältnisse enthal­
ten muss. Die Niederschrift ist von dem oder der Vorsitzenden der 
Mitarbeitervertretung und einem weiteren Mitglied der Mitarbei­
tervertretung zu unterzeichnen. 

(2) Hat die Dienststellenleitung an einer Sitzung der Mitarbei­
tervertretung teilgenommen, so ist ihr ein Auszug aus der Nieder­
schrift über die Verhandlungspunkte zuzuleiten, die im Beisein 
der Dienststellenleitung verhandelt worden sind. 
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§28 

Sprechstunden, Aufsuchen am Arbeitsplatz 


(I) Die Mitarbeitervertretung kann Sprechstunden während 
der Arbeitszeit einrichten. Ort und Zeit bestimmt sie im Einver­
nehmen mit der Dienststellenleitung. 

(2) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben das Recht, 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle an den Arbeits­
plätzen aufzusuchtm, sofern dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. 

(3) Versäumnis von Arbeitszeit, die für den Besuch von Sprech­
stunden Oder durch sonstige Inanspruchnahme der Mitarbeiter­
vertretung erforderlich ist, hat keine Minderung der Bezüge zur 
Folge. 

(4) Bei Streitigkeiten über die Einrichtung oder Durchführung 
von Sprechstunden oder das Aufsuchen am Arbeitsplatz kann die 
Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§29 
Geschäftsordnung 

Einzelheiten der Geschäftsführung kann die Mitarbeitervertre­
tung in einer Geschäftsordnung regeln. 

§30 

Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung 


(1) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende 
Geschäftsführung der Mitarbeitervertretung hat die Dienststelle 
in erforderlichem Umfang Räume, sachliche Mittel, dienststel­
lenübliche technische Ausstattung und Büropersonl,ll zur Verfü­
gung zu stellen. 

(2) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entste­
henden erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle, bei der die 
Mitarbeitervertretung gebildet ist. Kosten, die durch die Beizie­
hung sachkundiger Personen nach § 25 Abs. 2 und § 31 Abs. 3 
entstehen, werden von der Dienststelle übernommen, wenn die 
Dienststellenleitung der Kostenübernahme vorher zugestimmt 
hat. 

(3) Bei Gemeinsamen Mitarbeitervertretungen werden die 
Kosten von den beteiligten Dienststellen entsprechend dem Ver­
hältnis der Zahl ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen getragen. 
Die Gliedkirchen können andere Regelungen vorsehen. 

(4) Reisen der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die fur 
ihre Tätigkeit notwendig sind, gelten als Dienstreisen. Die Geneh­
migung dieser Reisen und die Erstattung der Reisekosten erfolgen 
nach den für die Dienststelle geltenden Bestimmungen. Erstattet 
werden die Reisekosten, die Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
nach Vergütungsgruppe IV b zustehen. 

(5) Die Mitarbeitervertretung darf für ihre Zwecke keine 
Beiträge erheben oder Zuwendungen annehmen. 

(6) Bei Streitigkeiten über den Sachbedarf, die Kosten der 
Geschäftsführung und die Genehmigung von Dienstreisen kann 
die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

VII. Abschnitt. 

Mitarbeiterversammlung 


§ 31 
Mitarbeiterversammlung 

( I ) Die Mitarbeiterversamml ung besteht aus allen Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen der Dienststelle, soweit sie nicht zur Dienst­
stellenleitung gehören. Sie wird von dem oder der Vorsitzenden 
der Mitarbeitervertretung einberufen und geleitet; sie ist nicht 
öffentlich. Die Einladung hat unter Angabe der Tagesordnung 
mindestens eine Woche vor dem Tennin zu erfolgen. Zeit und Ort 
der Mitarbeiterversammlung sind mit der Dienststellenleitung 
abzusprechen. 

(2) Die Mitarbeitervertretung hat mindestens einmal in jedem 
Jahr ihrer Amtszeit eine ordentliehe Mitarbeiterversammlung ein­
zuberufen und in ihr einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. Die Mit­
arbeitervertretung kann bis zu zwei weitere ordentliche Mitarbei­
terversammlungen in dem jeweiligen Jahr der Amtszeit einberu­
fen. Weiterhin ist der oder die Vorsitzende der Mitarbeitervertre­
tung berechtigt und auf Antrag eines Viertels der Wahlberechtig­
ten oder der Dienststellenleitung verpflichtet, eine außerordentli­
che Mitarbeiterversammlung einzuberufen und den Gegenstand, 
dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen. 

(3) Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Tagesord­
nungspunkten sachkundige Personen zur Beratung hinzuziehen. 

(4) Die ordentlichen Mitarbeiterversammlungen finden in der 
Arbeitszeit statt, sofern nicht dienstliche Gründe eine andere 
Regelung erfordern. Die Zeit der Teilnahme an den ordentlichen 
Mitarbeiterversammlungen und die zusätzlichen Wegezeiten gel­
ten als Arbeitszeit, auch wenn die jeweilige Mitarbeiterversamm­
lung außerhalb der Arbeitszeit stattfindet. Die Sätze 1 und 2 gel­
ten für außerordentliche Mitarbeiterversammlungen entspre­
chend, wenn dies im Einvernehmen zwischen Mitarbeitervertre­
tung und Dienststellenleitung beschlossen worden ist. 

(5) Die Dienststellenleitung soll zu der jeweiligen Mitarbeiter­
versammlung unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen wer­
den. Sie soll mindestens einmal im Jahr in einer Mitarbeiterver­
sammlung über die Entwicklung der Dienststelle informieren. 
Die Dienststellenleitung ist einzuladen, soweit die Versammlung 
auf ihren Antrag stattfindet. Sie erhält auf Antrag das Wort. 

(6) Kann nach den dienstlichen Verhältnissen eine gemeinsame 
Versammlung aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht statt­
finden, so sind Teilversammlungen abzuhalten. Für Teilversamm­
lungen gelten die Absätze I bis 5 entsprechend. Die Mitarbeiter­
vertretung kann darüber hinaus Teilversammlungen durchführen, 
wenn dies zur Erörterung der besonderen Belange der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen eines Arbeitsbereichs oder bestimmter Per­
sonengruppen erforderlich ist. 

(7) Für die Übernahme der Kosten, die durch die jeweilige Mit­
arbeiterversammlung entstehen. gilt § 30 entsprechend. 

§ 32 
Aufgaben 

(I) Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tätigkeitsbericht 
der Mitarbeitervertretung entgegen und erörtert Angelegenheiten, 



Nr.5-9/2004 Kirchliches Amtsblatt der Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs 	 Seite 39 

die zum Aufgabenbereich der Mitarbeitervertretung gehören. Sie 
kann Anträge an 'die Mitarbeitervertretung stellen und zu Be­
schlüssen der Mitarbeitervertretung Stellung nehmen. Die Mitar­
beitervertretung ist an die Stellungnahme der Mitarbeiterver­
sammlung nicht gebunden. 

(2) Die Mitarbeiterversammlung wählt den Wahlvorstand. 

VIII. Abschnitt. 

Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung 


§ 33 

Grundsätze für die Zusammenarbeit 


(I) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sind ver­
pflichtet, sich gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen und arbeiten vertrauensvoll und partnerschaftlieh 
zusammen. Sie informieren sich gegenseitig über Angelegenhei­
ten, die die Dienstgemeinschaft betreffen. Sie achten darauf, dass 
alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach Recht und Billigkeit 
behandelt werden, die Vereinigungsfreiheit nicht beeinträehtigt 
wird und die Betätigung in der Dienststelle unterbleibt, die der 
Aufgabe der Dienststelle, der Dienstgemeinsehaft oder dem 
Arbeitsfrieden abträglich ist. 

(2) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sollen in 
regelmäßigen Zeitabständen, mindestens aber einmal im Jahr, zur 
Besprechung allgemeiner Fragen des Dienstbetriebes und der 
Dienstgemeinschaft und zum Austausch von Vorschlägen und 
Anregungen zusammenkommen. In der Besprechung sollen auch 
Fragen der Gleichstellung und der Gemeinschaft von Frauen und 
Männern in der Dienststelle erörtert werden. Sofern eine Gemein­
same Mitarbeitervertretung nach § 5 Abs. 2 besteht, findet einmal 
im Jahr eine Besprechung im Sinne des Satzes I mit allen betei­
ligten Dienststellenleitungen statt. 

(3) In strittigen Fragen ist eine Einigung durch Aussprache 
anzustreben. Erst wenn die Bemühungen um eine Einigung in der 
Dienststelle gescheitert sind, dürfen andere Stellen im Rahmen 
der dafür geltenden Bestimmungen angerufen werden. Das Schei­
tern der Einigung muss von der Mitarbeitervertretung oder der 
Dienststellenleitung schriftlich erklärt werden. Die Vorschriften 
über das Verfahren bei der Mitberatung und der Mitbestimmung 
bleiben unberührt. 

§ 34 

Informationsrechte der Mitarbeitervertretung 


(I) Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchführung ihrer Auf­
gaben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Dienststel­
lenleitung soll die Mitarbeitervertretung bereits während der Vor­
bereitung von Entscheidungen informieren und die Mitarbeiter­
vertretung, insbesondere bei organisatorischen oder sozialen 
Maßnahmen, frühzeitig an den Planungen beteiligen. In diesem 
Rahmen kann die Mitarbeitervertretung insbesondere an den 
Beratungen von Ausschüssen und Kommissionen beteiligt wer­
den. 

(2) Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung ein­
mal im Jahr über die Personalplanung, insbesondere über den 
gegenwärtigen und zukünftigen Personalbedarf zu unterrichten. 
In rechtlich selbständigen Einrichtungen der Diakonie mit je 

mehr als 150 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen besteht darüber 
hinaus einmal im Jahr eine Informationspflieht über 
a) 	 die wirtschaftliche Lage der Dienststelle, 
b) 	 geplante Investitionen, 
c) Rationalisierungsvorhaben, 
d) die Einschränkung oder Stilllegung von wesentlichen Teilen 

der Dienststelle, 
e) 	 wesentliche Änderungen der Organisation oder des Zwecks 

der Dienststelle. 
Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung, ist diese zu informieren. 

(3) Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu 
stellen. Bei Einstellungen werden der Mitarbeitervertretung auf 
Verlangen sämtliche Bewerbungen vorgelegt; Mitarbeitervertre­
tung und Dienststellenleitung können hierüber eine Dienstverein­
barung abschließen. Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, die 
Mitarbeitervertretung auch über die Beschäftigung der Personen 
in der Dienststelle zu informieren, die nicht in einem Arbeitsver­
hältnis zur Dienststelle stehen. 

(4) Personalakten dürfen nur nach schriftlicher Zustimmung 
der betroffenen Person und nur durch ein von ihr zu bestimmen­
des Mitglied der Mitarbeitervertretung eingesehen werden. 
Dienstliche Beurteilungen sind auf Verlangen der Beurteilten vor 
der Aufnahme in die Personalakte der Mitarbeitervertretung zur 
Kenntnis zu bringen. . 

(5) Bei Streitigkeiten über die Informationsrechte der Mitar­
beitervertretung kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§ 35 

Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung 


(I) Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wirtschaftli­
chen und sozialen Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
zu fördern. Sie hat in ihrer Mitverantwortung für die Aufgaben 
der Dienststelle das Verständnis für den Auftrag der Kirche zu 
stärken und für eine gute Zusammenarbeit einzutreten. 

(2) Unbeschadet des Rechts des Mitarbeiters oder der Mitar­
beiterin, persönliche Anliegen der Dienststellen1eitung selbst vor­
zutragen, soll sich die Mitarbeitervertretung der Probleme anneh­
men und die Interessen auf Veranlassung des Mitarbeiters oder 
der Mitarbeiterin, sofern sie diese für berechtigt häIt, bei der 
Dienststellenleitung vertreten. 

(3) Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere 
a) Maßnahmen anregen, die der Arbeit in der Dienststelle und 

ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen dienen, 
b) 	 dafür eintreten, dass die arbelts-, sozial- und dienstrechtlichen 

Bestimmungen, Vereinbarungen und Anordnungen eingehal­
ten werden, 

c) 	 Beschwerden, Anfragen und Anregungen von Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen entgegennehmen und, soweit diese 
berechtigt erscheinen, dureh Verhandlungen mit der Dienst­
stellenleitung auf deren Erledigung hin wirken, 

d) 	 die Eingliederung und berufliche Entwicklung hilfs- und 
schutzbedürftiger, insbesondere behinderter oder älterer Per­
sonen in die Dienststelle fördern und für eine ihren Kenntnis­
sen und Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung eintreten, 

e) 	 für die Gleichstellung und die Gemeinschaft von Frauen und 
Männern in der Dienststelle eintreten und Maßnahmen zur 
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Erreichung dieser Ziele anregen sowie an ihrer Umsetzung 
mitwirken, 

f) 	 die Integration ausländischer Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen fördern, 

g) 	 Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes und des 
betrieblichen Umweltschutzes fördern. 

(4) Werden Beschwerden nach Absatz 3 Buchst. c in einer Sit­
zung der Mitarbeitervertretung erörtert, hat der Beschwerdeführer 
oder die Beschwerdeführerin das Recht, vor einer Entscheidung 
von der Mitarbeitervertretung gehört zu werden. 

§36 
Dienstvereinbarungen 

(I) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können 
Dienstvereinbarungen abschließen, Dienstvereinbarungen dürfen 
Regelungen weder erweitern, einschränken noch ausschließen, 
die auf Rechtsvorschriften, insbesondere Beschlüssen der 
Arbeitsrechtlichen Kommission, Tarifverträgen und Entscheidun­
gen des Schlichtungsausschusses nach dem Arbeitsrechtsrege­
lungsgesetz oder allgemeinverbindlichen Richtlinien der Kirche 
beruhen. Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die 
durch die in Satz 2 genannten Regelungen vereinbart worden sind 
oder üblicherweise vereinbart werden, können nicht Gegenstand 
einer Dienstvereinbarung sein, es sei denn, die Regelung nach 
Satz 2 lässt eine Dienstvereinbarung ausdrücklich zu. 

(2) Dienstvereinbarungen sind schriftlich niederzulegen, von 
bei den Partnern zu unterzeichnen und in geeigneter Weise 
bekannt zu geben. 

(3) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und können im 
Einzelfall nicht abgedungen werden. 

(4) Wenn in der Dienstvereinbarung Rechte für die Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen begründet werden, ist darin in der Regel 
festzulegen, inwieweit diese Rechte bei Außerkrafttreten der 
Dienstvereinbarung fortgelten sollen. Eine darüber hinausgehen­
de Nachwirkung ist ausgeschlossen. 

(5) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes ver­
einbart ist. mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines 
Monats gekündigt werden. 

(6) Bei Streitigkeiten über die Auslegung von Dienstvereinba­
rungen kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. Bei Strei­
tigkeiten über den Abschluss von Dienstvereinbarungen kann die 
Schlichtungsstelle auf Antrag der Mitarbeitervertretung oder der 
Dienststellenleitung einen Vermittlungsvorschlag unterbreiten. 

§ 37 

Verfahren der Beteiligung der 


Mitarbeitervertretung 


(1) Die Mitarbeitervertretung wird insbesondere in den Ver­
fahren der Mitbestimmung (§ 38), der eingeschränkten Mitbe­
stimmung (§ 41) und der Mitberatung (§ 45) beteiligt. 

(2) Die Mitarbeitervertretung hat ihre Beteiligungsrechte im 
Rahmen der Zuständigkeit der Dienststelle und der geltenden 
Bestimmungen wahrzunehmen. 

§38 
Mitbestimmung 

(I) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung der Mitarbei­
tervertretung unterliegt, darf sie erst vollzogen werden, wenn die 
Zustimmung der Mitarbeitervertretung vorliegt oder durch die 
Schlichtungsstelle ersetzt worden ist. Eine der Mitbestimmung 
unterliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mitarbeiter­
vertretung nicht beteiligt worden ist. Abweichend von Satz 2 ist 
ein Arbeitsvertrag wirksam; dic Mitarbeitervertretung kann 
jedoch verlangen, dass der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin 
solange nicht beschäftigt wird, bis eine Einigung zwischen Mitar­
beitervertretung und Dienststellenleitung erzielt ist oder die feh­
lende Einigung durch Beschluss der Schlichtungsstelle ersetzt 
wurde. 

(2) Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeitervertre­
tung von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt deren 
Zustimmung. Auf Verlangen der Mitarbeitervertretung ist die 
beabsichtigte Maßnahme mit ihr zu erörtern. 

(3) Die Maßnahme gilt als gebilligt, wenn die Mitarbeiterver­
tretung nicht innerhalb von zwei Wochen die Zustimmung schrift­
lich verweigert oder eine mündliche Erörterung beantragt. Die 
DienststellenJeitung kann die Frist in dringenden Fällen abkür­
zen. Die Frist beginnt mit dem Zugang der Mitteilung an den Vor­
sitzenden oder die Vorsitzende der Mitarbeitervertretung. Die 
Dienststellenleitung kann im Einzelfall die Frist auf Antrag der 
Mitarbeitervertretung verlängern. Die Mitarbeitervertretung hat 
eine Verweigerung der Zustimmung gegenüber der Dienststellen­
leitung schriftlich zu begründen. 

(4) Kommt in den Fällen der Mitbestimmung keine Einigung 
zustande, kann die Dienststellenleitung innerhalb von zwei 
Wochen nach Abschluss der Erörterung oder nach Eingang der 
schriftlichen Weigerung die Schlichtungsstelle anrufen. 

(5) Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die keinen 
Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige 
Regelungen treffen. Vorläufige Regelungen dürfen die Durch­
führung einer anderen endgültigen Entscheidung nicht hindern. 
Die Dienststellenleitung hatder Mitarbeitervertretung eine beab­
sichtigte vorläutlge Maßnahme mitzuteilen, zu begründen und 
unverzüglich das Verfahren der Absätze 1 und 2 einzuleiten oder 
fortzusetzen. 

§ 39 

Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen 


personellen Angelegenheiten 


Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein Mit­
bestimmungsrecht 
a) Inhalt und Verwendung von Personalfragebogen und sonsti­

gen Fragebogen zur Erhebung personenbezogener Daten, 
soweit nicht eine gesetzliche Regelung besteht, 

b) Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen für die Dienst­
stelle, ­

c) Aufstellung von Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Weiter­
bildung sowie die Teilnehmerauswahl, 

d) Auswahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen, 
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§40 

Fälle der Mitbestimmung in organisatorischen 


und sozialen Angelegenheiten 


Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Fällen ein Mitbe­
stimmungsrecht 
a) 	 Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärz­

ten und -ärztinnen sowie Fachkräften für Arheitssicherheit, 
b) 	 Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen und gesundheitli­

chen Gefahren, 
c) 	 Errichtung. Verwaltung und Aunösung von Sozialeinrichtun­

gen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsforrn, 
d) 	 Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen 

sowie Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochen­
tage, 

e) 	 Aufstellung von Grundsätzen für den Urlaubsplan, 
o 	Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Aunösung, 

Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung von Dienst­
stellen oder erheblichen Teilen von ihnen) einschließlich Plä­
nen für Umschulung zum Ausgleich oder zur Milderung von 
wirtschaftlichen Nachteilen und für die Folgen von Rationali­
sierungsmaßnahmen, wobei Sozial pläne Regelungen weder 
einschränken noch ausschließen dürfen, die auf Rechtsvor­
schriften oder allgemein verbindlichen Richtlinien beruhen, 

g) Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung, 
h) Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden, 
i) 	 Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Erleich­

terung des Arbeitsablaufs, 
j) Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder techni­

schen Einrichtungen, die dazu geeignet sind, das Verhalten 
oder die Leistung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu 
überwachen, 

k) Regelung der Ordnung in der Dienststelle (Haus- und Be­
triebsordnungen) und des Verhaltens der Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen im Dienst, 

I) Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die Mit~ 
arbeiterschaft, 

m) Grundsätze für die Gewährung von Unterstützungen oder 
sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch be­
steht. 

n) 	 Zuweisung von Mietwohnungen oder Pachtland an Mitarbei­
ter und Mitarbeiterinnen, wenn die Dienststelle darüber ver­
fügt, sowie allgemeine Festsetzung der Nutzungsbedingun­
gen und die Kündigung des Nutzungsverhältnisses. 

§ 41 

Eingeschränkte Mitbestimmung 


(I) Die Mitarbeitervertretung darf in den Fällen der einge­
schränkten Mitbestimmung (§§ 42 und 43) mit Ausnahme des 
Falles gemäß § 42 Buchst. b (ordentliche Kündigung nach Ablauf 
der Probezeit) ihre Zustimmung nur verweigern, wenn 
a) die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift, eine Vertragsbe­

stimmung, eine Dienstvereinbarung. eine Verwaltungsanord­
nung, eine andere. bindende Bestimmung oder eine rechts­
kräftige gerichtliche Entscheidung verstößt 

b) 	 die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass der 
oder die durch die Maßnahme betroffene oder andere Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen benachteiligt werden, ohne dass 
dies aus dienstlichen oder persönlichen Gründen gerechtfer­
tigt ist, 

c) 	 die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht. dass eine 
Einstellung zur Störung des Friedens in der Dienststelle führt. 

(2) Im Falle des § 42 Buchst. b (ordentliche Kündigung nach 
Ablauf der Probezeit) darf die Mitarbeitervertretung ihre Zustim­
mung nur verweigern, wenn die Kündigung gegen eine Rechts­
vorschrift, eine arbeitsrechtliche Regelung, eine andere bindende 
Bestimmung oder eine rechtskräftige gerichtliehe Entscheidung 
verstößt. 

(3) Für das Verfahren bei der eingeschränkten Mitbestimmung 
gilt § 38 entsprechend. 

§ 42 

Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in 


Personalangelegenheiten der 

privatrechtlich angestellten Mitarbeiter 


und Mitarbeiterinnen 


Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalange­
legenheiten der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht 
a) 	 Einstellung, 
b) 	 ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit, 
c) 	 Eingruppierung einsehließlich Festlegung der Fallgruppe, 

Wechsel der Fallgruppe, Umgruppierung, 
d) 	 Übertragung einer höher oder niedriger bewerteten Tätigkeit 

von mehr als drei Monaten Dauer. 
e) 	 dauernde Übertragung einer Tätigkeit. die einen Anspruch auf 

Zahlung einer Zulage auslöst, sowie Widerruf einer solchen 
Übertragung. 

1) 	 Umsetzung innerhalb einer Dienststelle unter gleichzeitigem 
Ortswechsel, 

g) 	 Versetzung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle von 
mehr als drei Monaten Dauer. wobei in diesen Fällen die Mit­
arbeitervertretung der aufnehmenden Dienststelle unbescha­
det des Mitberatungsrechts nach § 46 Buchst. d mitbestimmt, 

h) Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus, 
i) Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung 

beschränken, 
j) Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig­

keit, 
k) Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit 

oder Beurlaubung. 

§43 

Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in 


Personalangelegenheiten der 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 


öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 


Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalange­
legenheiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnissen ein eingeschränktes Mitbestim­
mungsrecht 
a) Einstellung, 
b) Anstellung. 
c) Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein sol­

ches anderer Art. 
d) Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit 

oder Beurlaubung in besonderen Fällen (aus familien- oder 
arbeitsmarktpolitischen Gründen). 

e) Verlängerung der Probezeit, 
f) Beförderung, 
g) Übertragung eines anderen Amtes, das mit einer Zulage aus­

gestattet ist, 
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h) 	 Übertragung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundge­
halt ohne Änderung der Amtsbezeichnung oder Übertragung 
eines anderen Amtes mit gleichem Endgrundgehalt mit Ände­
rung der Amtsbezeichnung, 

i) 	 Zulassung zum Aufstiegsverfahren, Verleihung eines anderen 
Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf­
bahngruppe, 

j) dauernde Übertragung eines höher oder niedriger bewerteten 
Dienstpostens, 

k) Umsetzung innerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem 
Ortswechsel, 

I) 	 Versetzung oder Abordnung von mehr als drei Monaten 
Dauer zu einer anderen Dienststelle oder einem anderen 
Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wobei in 
diesen Fällen die Mitarbeitervertretung der aufnehmenden 
Dienststelle unbeschadet des Mitberatungsrechts nach § 46 
Buchst. d mitbestimmt, 

m) Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand wegen Errei­
chens der Altersgrenze, 

n) Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung 
beschränken, 

0) Versagung sowie Widerruf der Genehmigung einer Neben­
tätigkeit, 

p) 	 Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe 
oder auf Widerruf. wenn die Entlassung nicht beantragt wor~ 
den ist, 

q) 	 Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gegen den Willen des 
Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin, 

r) 	 Versetzung in den Wartestand oder einstweiligen Ruhestand, 
sofern der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin die Betei­
ligung der Mitarbeitervertretung beantragt. 

§44 

Ausnahmen von der Beteiligung in 


Personalangelegenheiten 


Eine Beteiligung in Personalangelegenheiten der Personen 
nach § 4 findet nicht statt mit Ausnahme der von der Mitarbeiter­
vertretung nach Gesetz oder Satzung in leitende Organe entsand­
ten Mitglieder. Daneben findet keine Beteiligung in den Personal­
angelegenheiten der Personen statt, die im pfarramtlichen Dienst 
und in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu stehen; gleiches 
gilt für die Personalangelegenheiten der Lehrenden an kirchlichen 
Hochschulen oder Fachhochschulen. Die Gliedkirchen können 
Näheres bestimmen. 

§45 
Mitberatung 

(I) In den Fällen der Mitberatung ist der Mitarbeitervertretung 
eine beabsichtigte Maßnahme rechtzeitig vor der Durchführung 
bekannt zugeben und auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Die Mit­
arbeitervertretung kann die Erörterung nur innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe der beabsiehtigten Maßnahme verlan­
gen. In den Fällen des § 46 Buchst. b kann die Dienststellenlei­
tung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen. Äußert sich die 
Mitarbeitervertretung nicht innerhalb von zwei Wochen oder 
innerhalb der verkürzten Frist nach Satz 3 oder hält sie bei der 
Erörterung ihre Einwendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so 
gilt die Maßnahme als gebilligt. Die Fristen beginnen mit Zugang 
der Mitteilung an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Mit­
arbeitervertretung. Im Einzelfall können die Fristen auf Antrag 

der Mitarbeitervertretung von der DienststelJenleitung verlängert 
werden. Im Falle einer Nichteinigung hat die Dienststellenleitung 
oder die Mitarbeitervertretung die Erörterung für beendet zu 
erklären. Die Dienststellenleitung hat eine abweichende Ent­
scheidung gegenüber der Mitarbeitervertretung schriftlich zu 
begründen. 

(2) Eine der Mitberatung unterliegende Maßnahme ist unwirk­
sam, wenn die Mitarbeitervertretung nicht nach Absatz I beteiligt 
worden ist. Die Mitarbeitervertretung kann innerhalb von zwei 
Wochen nach Kenntnis, spätestens sechs Monate nach Durch­
führung der Maßnahme die Schlichtungsstelle anrufen. wenn sie 
nicht nach Absatz 1 beteiligt worden ist. 

§ 46 

Fälle der Mitberatung 


Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein Mit­
beratungsrecht 
a) Auflösung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung 

von Dienststellen oder erheblichen Teilen von ihnen, 
b) außerordentliche Kündigung, 
c) ordentliche Kündigung innerhalb der Probezeit, 
d) Versetzung und Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer, 

wobei das Mitberatungsrecht hier für die Mitarbeitervertre­
tung der abgebenden Dienststelle besteht. 

e) Aufstellung von Grundsätzen für die Bemessung des Perso­
nalbedarfs, 

f) Aufstellung und Änderung des Stellenplanentwurfs, 
g) Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auf Verlan­

gen der in Anspruch genommenen Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen, 

h) 	 dauerhafte Vergabe von Arbeitsbereichen an Dritte, die bisher 
von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Dienststelle wahr­
genommen werden. 

§47 

Initiativrecht der Mitarbeitervertretung 


(I) Die Mitarbeitervertretung kann der Dienststellenleitung in 
den Fällen der §§ 39, 40. 43 und 46 Maßnahmen schriftlich 
vorschlagen. Die Dienststellenleitung hat innerhalb eines Monats 
Stellung zu nehmen. Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 

(2) Kommt in den Fällen des Absatzes I, in denen die Mitar­
beitervertretung ein Mitbestimmungsrecht oder ein eingeschränk­
tes Mitbestimmungsrecht hat, auch nach Erörterung eine Eini­
gung nicht zustande, so kann die Mitarbeitervertretung innerhalb 
von zwei Wochen nach Abschluss der Erörterung oder nach der 
Ablehnung die Schlichtungs stelle anrufen. Die Mitarbeitervertre­
tung kann die Schlichtungsstelle ferner innerhalb von zwei 
Wochen anrufen, wenn die Dienststellenleitung nicht innerhalb 
der Monatsfrist des Absatzes I schriftlich Stellung genommen 
hat. 

§48 

Beschwerderecht der Mitarbeitervertretung 


(I) Verstößt die Dienststellenleitung gegen sich aus diesem 
Kirchengesetz ergebende oder sonstige gegenüber den Mitarbei­
tern und Mitarbeiterinnen bestehende Pflichten, hat die Mitarbei­
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tervertretung das Recht. bei den zuständigen Leitungs- und Auf­
sichtsorganen Beschwerde einzulegen. 

(2) Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs- oder Auf­
sichtsorgan im Rahmen seiner Möglichkeiten Abhilfe zu schaffen 
oder auf Abhilfe hinzuwirken. 

IX. Abschnitt. 

Interessenvertretung besonderer 


Mitarbeitergruppen 


§ 49 

Vertretung der Jugendlichen und der 


Auszubildenden 


(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiteririnen unter 18 Jahren, die 
Auszubildenden sowie die weiteren zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten wählen ihre Vertretung, die von der Mitarbeiterver­
tretung in Angelegenheiten der Jugendlichen und Auszubildenden 
zur Beratung hinzuzuziehen ist. Wählbar sind alle Wahlberechtig­
ten nach Satz 1, die am Wahltag 
a) das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
b) der Dienststelle seit mindestens drei Monaten angehören und 
c) Glieder einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft sind, die 

der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland 

angeschlossen ist; eine anderweitige Regelung bleibt den 

GJiedkirchen unter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten 

vorbehalten. 

Gewählt werden 

eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 5 - 15 Wahlbe­

rechtigten; 

drei Personen bei Dienststellen mit in der Regel mehr als ins­

gesamt 15 Wahlberechtigten. 


(2) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. 


(3) Beantragt ein Mitglied der Vertretung spätestens einen 
Monat vor Beendigung seines Ausbildungsverhältnisses für den 
Fall des erfolgreichen Abschlusses seiner Ausbildung schriftlich 
die Weiterbeschäftigung, so bedarf die Ablehnung des Antrages 
durch die Dienststellenleitung der Zustimmung der Mitarbeiter­
vertretung, wenn die Dienststelle gleichzeitig weitere Auszubil­
dende weiterbeschäftigt Die Zustimmung kann nur verweigert 
werden, wenn der durch Tatsachen begründete Verdacht besteht, 
dass die Ablehnung der Weiterbeschäftigung wegen der Tätigkeit 
als Mitglied der Vertretung erfolgt. Verweigert die Mitarbeiter­
vertretung die Zustimmung, so kann die Dienststellenleitung 
innerhalb von zwei Wochen die Schlichtungsstelle anrufen. 

(4) Für Mitglieder der Vertretung nach Absatz I gelten, soweit 
in den Absätzen I bis 3 nichts anderes bestimmt ist, die §§ 11, 13, 
14, 15 Abs. 2 bis 4 und §§ 16 bis 22 entsprechend. 

§ 50 

Vertrauensperson der schwerbehinderten 


Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 


(1) In Dienststellen, in denen mindestens flinf schwerbehinder­
te Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht nur vorübergehend 
beschäftigt sind, werden in einer Versammlung der schwerbehin­
derten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eine Vertrauensperson 
und mindestens ein Stellvertreter oder mindestens eine Stell ver­

treterin gewählt. Für das Wahlverfahren finden die §§ 11, 13 und 
14 entsprechende Anwendung. 

(2) Für die Amtszeit der Vertrauensperson und der sie stellver­
tretenden Personen geIten die §§ 15 bis 18 entsprechend. 

(3) Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle beschäftigten 
schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 

(4) Für die Wählbarkeit gilt § 10 entsprechend. 

§ 51 
Aufgaben der Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen 

(I) Die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen nimmt die Aufgaben der Schwerbehinder­
tenvertretung nach staatlichem Recht wahr. 

(2) In Dienststellen mit in der Regel mindestens 200 schwer­
behinderten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen kann die Vertrau­
ensperson nach Unterrichtung der Dienststellenleitung die mit der 
höchsten Stimmenzahl gewählte stellvertretende Person zu 
bestimmten Aufgaben heranziehen. 

(3) Die Vertrauensperson ist von der DienststelJenleitung in 
allen Angelegenheiten, die einzelne Schwerbehinderte oder die 
Schwerbehinderten als Gruppe berühren, rechtzeitig und umfas­
send zu unterrichten und vor einer Entscheidung zu hören; die 
getroffene Entscheidung ist der Vertrauensperson unverzüglich 
mitzuteilen. 

(4) Schwerbehinderte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben 
das Recht, bei Einsicht in die über sie geführten Personalakten die 
Vertrauensperson hinzuzuziehen. 

(5) Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzungen der 
Mitarbeitervertretung beratend teilzunehmen. Erachtet sie einen 
Beschluss der Mitarbeitervertretung als erhebliche Beeinträchtigung 
wichtiger Interessen der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen. so ist auf ihren Antrag der Beschluss auf die Dauer von 
einer Woche vom Zeitpunkt der Beschlussfassung an auszusetzen, 
Die Aussetzung hat keine Verlängerung einer Frist zur Folge. 

(6) Die Vertrauensperson hat das Recht, mindestens einmal im 
Jahr eine Versammlung der schwerbehinderten Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen in der Dienststelle durchzuführen. Die flif die 
Mitarbeiterversammlung geltenden Vorschriften der §§ 31 und 32 
gelten dabei entsprechend. 

§ 52 

Persönliche Rechte und Pflichten der 


Vertrauensperson der schwerbehinderten 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 


(I) Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der schwerbe­
hinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gelten die §§ 19 bis 
22 entsprechend. 

(2) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Mitarbeiter­
vertretung für deren Sitzungen, Sprechstunden und laufende 
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Geschäftsführung zur Verfügung gestellt werden, stehen für die 
gleichen Zwecke auch der Vertrauensperson offen, soweit ihr 
hierfür nicht eigene Räume und Geschäftsbedarf zur Verfügung 
gestellt werden. 

§ 52a 

Mitwirkung in Werkstätten rur behinderte Menschen 


und in Angelegenheiten weiterer Personengruppen 


Die Mitwirkungsrechte behinderter Menschen in Werkstätten 
regelt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch 
Rechtsverordnung. Er kann auch für weitere Gruppen von 
Beschäftigten, die nicht Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen nach 
§ 2 sind, Mitwirkungsrechte durch Rechtsverordnung regeln. 

§ 53 

Vertrauensmann der Zivildienstleistenden 


In Dienststellen, in denen nach § 37 des Zivildienstgesetzes in 
Verbindung mit § 2 Abs. I des Zivildienstvertrauensmanngeset­
zes ein Vertrauensmann der Zivildienstleistenden zu wählen ist, 
hat dieser das Recht, an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung 
beratend teilzunehmen, soweit sie Angelegenheiten der Zivil­
dienstleistenden betreffen. 

X. Abschnitt. 

Gesamtansschuss der Mitarbeitervertretungen 


§ 54 

Bildung von Gesamtausschüssen 


(I) Die Gliedkirchen können in ihren Regelungen vorsehen, 
dass für den Bereich einer Gliedkirche, des jeweiligen Diakoni­
schen Werks oder für beide Bereiche gemeinsam ein Gesamtaus­
schuss der Mitarbeitervertretungen im kirchlichen und diakoni­
schen Bereich gebildet wird. Einzelheiten über Aufgaben, Bil­
dung und Zusammensetzung des Gesamtausschusses regeln die 
Gliedkirchen. 

(2) Für die Gesamtausschüsse gelten im übrigen die Bestim­
mungen dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme des § 20 sinn­
gemäß. 

§ 55 

Aufgaben des Gesamtausschusses 


(I) Dem Gesamtausschuss sollen insbesondere folgende Auf­
gaben zugewiesen werden. 
a) Beratung, Unterstützung und Information der Mitarbeiterver­

tretungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, Rechte und 
Pflichten, 

b) 	 Förderung des Informations- und Erfahrungsaustauschs zwi­
schen den Mitarbeitervertretungen sowie Förderung der Fort­
bildung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen, 

c) 	 Erörterung arbeits-, dienst- und mitarbeitervertretungsrecht­
licher Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, sofern hierfür 
nicht andere Stellen zuständig sind. 

(2) Sofern der Gesamtausschuss an der Bildung der Arbeits­
rechtlichen Kommission beteiligt ist, kann er Stellungnahmen zu 

beabsichtigten Neuregelungen des kirchlichen Arbeitsrechts 
abgeben. 

XI. Abschnitt. 

Kirchlicher Rechtsschutz 


(Schlichtungsstelle, Verwaltungsgericht rur 

mitarbeitervertretungsrechtIiche Streitigkeiten 


der Evangelischen Kirche in Deutschland) 


§ 56 
Rechtsschutz 

Zu gerichtlichen Entscheidungen sind die Schlichtungs stellen 
in erster Instanz und in zweiter Instanz das Verwaltungsgericht für 
mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten der Evangelischen 
Kirche in Deutschland berufen. 

§ 57 

Bildung von Schlichtungsstellen 


(I) Für den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und ihres Diakonischen Werks, einer Gliedkirche und des glied­
kirchlichen Diakonischen Werks oder von mehreren Gliedkirchen 
und deren Diakonischen Werken gemeinsam sind Schlichtungs­
steIlen zu bilden, die aus einer oder mehreren Kammern bestehen. 

(2) Durch Vereinbarungen mit Institutionen außerhalb des GeI­
tungsbereichs dieses Kirchengesetzes kann bestimmt werden, 
dass eine Schlichtungsstelle für diese Institutionen zuständig ist, 
sofern die Institutionen die Bestimmungen dieses Kirchengeset­
zes für ihren Bereich anwenden. 

§ 58 

Bildung und Zusammensetzung der Kammern 


(I) Eine Kammer besteht aus drei Mitgliedern. Die Gliedkir­
chen können andere Besetzungen vorsehen. Vorsitzende und bei­
sitzende Mitglieder müssen zu kirchlichen Ämtern in einer Glied­
kirche der Evangelischen Kirche in Deutschland wählbar sein. 
Sofern die Schlichtungsstelle auch für Freikirchen zuständig ist, 
können auch deren Mitglieder berufen werden. Für jedes Mitglied 
wird mindestens ein stellvertretendes Mitglied berufen. 

(2) Vorsitzende sowie deren Stellvertreter und Stellvertreterin­
nen müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie dürfen 
nicht in öffentlich-rechtlichen Dienst- oder privatrechtlichen 
Dienst- und Arbeitsverhältnissen zu einer kirchlichen Körper­
schaft oder einer Einrichtung der Diakonie innerhalb der Evange­
lischen Kirche in Deutschland stehen. 

(3) Für die Berufung von Vorsitzenden und deren Stellvertre­
tern oder Stellvertreterinnen soll ein einvernehmlicher Vorschlag 
der Dienstgeber- und Dienstnehmerseite vorgelegt werden. 

(4) Für jede Kammer werden als beisitzende Mitglieder min­
destens je ein Vertreter oder eine Vertreterin der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen und ein Vertreter oder eine Vertreterin der 
Dienstgeber berufen; das gleiche gilt für die stellvertretenden 
Mitglieder. 

(5) Einzelheiten bestimmen der Rat für die Evangelische Kir­
che in Deutschland sowie die Gliedkirchen rur ihre Bereiche. 
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§ 59 

Rechtsstellung der Mitglieder der 


Schlichtungsstelle 


(1) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle sind unabhängig und 
nur an das Gesetz und ihr Gewissen gebunden. Sie haben das Ver­
ständnis für den Auftrag der Kirche zu stärken und auf eine gute 
Zusammenarbeit hinzuwirken. Sie unterliegen der richterlichen 
Schweigepflicht 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Schlichtungsstelle beträgt 
fünf Jahre. Solange eine neue Besetzung nicht erfolgt ist, bleiben 
die bisherigen Mitglieder im Amt. 

(3) § 19 Abs. I bis 3, § 21 und § 22 Abs. 1 Satz 1 bis 3 und 5 
sowie Abs. 2 gelten entsprechend. 

§60 
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle 

(1) Die Schlichtungsstelle entscheidet auf Antrag unbeschadet 
der Rechte des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin über alte Strei­
tigkeiten, die sich aus der Anwendung dieses Kirchengesetzes 
zwischen den jeweils Beteiligten ergeben. 

(2) In den Fällen. in denen die Schlichtungsstelle wegen des 
Abschlusses von Dienstvereinbarungen angerufen wird (§ 36), 
kann die Schlichtungsstelle nur einen Vermittlungsvorschlag 
unterbreiten. 

(3) In den Fällen der Mitberatung (§ 46) stellt die Schlich­
tungsstelle nur fest, ob die Beteiligung der Mitarbeitervertretung 
erfolgt ist. Ist die Beteiligung unterblieben, hat dies die Unwirk­
samkeit der Maßnahme zur Folge. 

(4) In den Fällen, die einem eingeschränkten Mitbestimmungs­
recht untelliegen (§§ 42 und 43), hat die Schlichtungsstelle ledig­
lich zu prüfen und festzustellen, ob für die Mitarbeitervertretung 

. ein Grund zur Verweigerung der Zustimmung nach § 41 vorliegt. 
Stellt die Schlichtungsstelle fest, dass für die Mitarbeitervertre­
tung kein Grund zur Verweigerung der Zustimmung vorliegt, gilt 
die Zustimmung der Mitarbeitervertretung als ersetzt. In den Fäl­
len des § 42 entscheidet die Schlichtungsstelle abschließend. 

(5) In den Fällen der Mitbestimmung (§§ 39 und 40) entschei­
det die Schlichtungsstelle über die Ersetzung der Zustimmung der 
Mitarbeitervertretung. Die Entscheidung der Schlichtungsstelle 
muss sich im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften sowie im 
Rahmen der Anträge von Mitarbeitervertretung und Dienststel­
lenleitung halten. 

(6) In den Fällen der Nichteinigung über Initiativen der Mitar­
beitervertretung (§ 47 Abs. 2) stellt die Schlichtungsstelle fest, ob 
die Weigerung der Dienststellenleitung, die von der Mitarbeiter- . 
vertretung beantragte Maßnahme zu vollziehen, rechtswidrig ist. 
Die Dienststellenleitung hat erneut unter Berücksichtigung der 
Rechtsauffassung der Schlichtungsstelle über den Antrag der Mit­
arbeitervertretung zu entscheiden. 

(7) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle ist verbindlich. 
Die Gliedkirchen können bestimmen, dass ein Aufsichtsorgan die 
Entscheidung der Schlichtungsstelle auch durch Ersatzvornahme 
durchsetzen kann, sofern die Dienststellenleitung die Umsetzung 
der Entscheidung verweigert. 

§ 61 

Durchführung der Schlichtung 


(I) Sofern keine besondere Frist für die Anrufung der Schlich­
tungssteIle festgelegt ist, beträgt die Frist zwei Monate nach 
Kenntnis einer Maßnahme oder eines Rechtsverstoßes im Sinne 
von § 60 Abs. I. 

(2) Der oder die Vorsitzende der Kammer hat zunächst durch 
Verhandlungen mit den Beteiligten auf eine gütliche Einigung 
hinzuwirken (Einigungsgespräch). Gelingt diese nicht, so ist die 
Kammer einzuberufen. Im Einvernehmen der Beteiligten kann 
der oder die Vorsitzende der Kammer allein entscheiden. 

(3) Das Einigungsgespräch findet unter Ausschluss der Öffent­
lichkeit statt. 

(4) Die Beteiligten können zu ihrem Beistand jeweils eine Per­
son hinzuziehen, die Mitglied einer Kirche sein muss, die der 
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen angehört. Die Übernah­
me der hierdurch entstehenden Kosten ist zuvor bei der Dienst­
stellenleitung zu beantragen. Im Streitfall entscheidet der oder die 
Vorsitzende der Kammer. 

(5) Der oder die Vorsitzende der Kammer kann den Beteiligten 
aufgeben, ihr Vorbringen schriftlich vorzubereiten und Beweise 
anzutreten. Die Kammer entscheidet aufgrund einer von dem oder 
der Vorsitzenden anberaumten, mündlichen Verhandlung, bei der 
alle Mitglieder der Kammer anwesend sein müssen. Die Kammer 
tagt öffentlich, sofern nicht nach Feststellung durch die Kammer 
besondere Gründe den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. 
Der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung ist in der 
Verhandlung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Die Kammer 
soll in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hin­
wirken. Im Einvernehmen mit den Beteiligten kann von einer 
mündlichen Verhandlung abgesehen und ein Beschluss im schrift­
lichen Verfahren gefasst werden. 

(6) Die Kammer entscheidet durch Beschluss, der mit Stimmen­
mehrheit gefasst wird. Stimmenthaltung ist unzulässig. Den Anträ­
gen der Beteiligten kann auch teilweise entsprochen werden. 

(7) Der Beschluss ist zu begründen und den Beteiligten zuzu­
stellen. Er wird mit seiner Zustellung wirksam. 

(8) Der oder die Vorsitzende der Kammer kann einen offen­
sichtlich unbegründeten Antrag' ohne mündliche Verhandlung 
zurückweisen. Gleiches gilt, wenn die Schlichtungsstelle für die 
Entscheidung über einen Antrag offenbar unzuständig ist oder 
eine Antragsfrist versäumt ist. Die Zurückweisung ist in einem 
Bescheid zu begründen. Der Bescheid ist zuzustellen. Der 
Antragsteller oder die Antragstellerin kann innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung des Bescheides mündliche Verhandlung 
beantragen. 

(9) Für das Verfahren werden Gerichtskosten nicht erhoben. 
Die außergerichtlichen Kosten, die zur Rechtsverfolgung und 
Rechtsverteidigung notwendig waren, trägt die Dienststelle. Über 
die Notwendigkeit entscheidet im Zweifelsfall der oder die Vor­
sitzende der Kammer abschließend. 

(10) Kann in Eilfällen die Kammer nicht rechtzeitig zusam­
mentreten, trifft der oder die Vorsitzende auf Antrag einstweilige 
Anordnungen. 
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§62 
Verfahrensordnung 

Im übrigen sind für das Verfahren vor der SchlichtungssteJle 
die Vorschriften der Verwaltungs gerichtsordnung der Bundesre­
publik Deutschland in der jeweils geltenden Fassung entspre­
chend anzuwenden. Die Vorschriften über Zwangsmaßnahmen 
sind nicht anwendbar. 

§63 
Rechtsmittel 

(I) Das Rechtsmittel der Beschwerde ist gegeben gegen 
Beschlüsse der Schlichtungsstelle 
a) darüber, ob eine Maßnahme im Einzelfall der Mitberatung 

oder Mitbestimmung unterliegt, 
b) darüber, welche Rechte und Pflichten den Beteiligten im Ein­

zelfall aus der Mitberatung oder Mitbestimmung erwachsen, 
c) über Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rcchtsstellung der 

Mitarbeitervertretung, 
d) 	 in Angelegenheiten der eingeschränkten Mitbestimmung von 

Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen (§ 43), . 

e) über Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 

f) auf Grund einer Anfechtung der Wahl, 

g) über Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen 

h) bei grundsätzlicher Bedeutung von Rechtsfragen. 


(2) Zuständig ist das Verwaltungsgericht für mitarbeitervertre­
tungsrechtliche Streitigkeiten der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. 

(3) Das Rechtsmittel ist innerhalb eines Monats nach Zustel­
lung des Beschlusses der Schlichtungs stelle schriftlich einzule­
gen. 

XII. Abschnitt. 

In-Kraft-Treten, Schlussbestimmungen 


§64 
In-Kraft-Treten 

(l) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangeli­
sche Kirche in Deutschland am l. Januar 1993 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über Mitarbeitervertre­
tungen bei den Dienststellen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland vom 5. Oktober 1972 (ABI.EKD S.670) in der Fas­
sung des Änderungsgesetzes vom 8. November 1985 (ABI.EKD 
S.426) außer Kraft. Soweit in weitergeltenden Bestimmungen auf 
nach Satz I aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die 
Vorschriften dieses Kirchengesetzes an deren Stelle. 

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkir­
ehen in Kraft, wenn alle Gliedkirchen ihr Einverständnis erklärt 
haben. Jede Gliedkirche kann es für ihren Bereich zu einem frühe­
ren Zeitpunkt in Geltung setzen. 

§ 65 
Übernahmebestimmungen 

(I) Die Gliedkirchen können in den Übemahmebestimmungen 
regeln, dass Maßnahmen abweichend von diesem Kirchengesetz 
weiterhin der MitQ.estimmung unterliegen, soweit Regelungen der 
Gliedkirchen dies bisher vorsehen. 

(2) Darüber hinaus kann bestimmt werden, dass Maßnahmen, 
die bisher einem Beteiligungsrecht unterlagen, das in seiner Wir­
kung nicht über die eingeschränkte Mitbestimmung hinausgeht, 
der eingeschränkten Mitbestimmung unterworfen werden. 

§ 66 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen im 
Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes nach § 15 finden im 
Zeitraum vom l. Januar bis 30. April 1994 statt. 

(2) Bestehende Mitarbeitervertretungen bleiben bis zum Ab­
schluss ihrer Wahlperiode im Amt, soweit sie bei In-Kraft-Treten 
dieses Kirchengesetzes noch nicht länger als ein Jahr im Amt sind. 
In allen anderen Dienststellen sind in der ersten allgemetnen Wahl­
zeit Mitarbeitervertretungen zu wählen. Die Arbeitsgemein­
schaften, Gesamtmitarbeitervertretungen und Sehlichtungsstellen 
arbeiten auf den bisherigen Rechtsgrundlagen weiter, bis die er­
forderlichen gliedkirchlichen Regelungen getroffen worden sind. 

§ 67 
- gestrichen ­

~~~~ 
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605.36/15 

Stiftungsgeschäft vom 12. Dezember 2003 über die Errichtung 
der kirchlichen Stiftung des privaten Rechts "Nazarenus-Stiftung" 

Nachfolgend veröffentlicht der Oberkirchenrat das Stiftungsgeschäft vorn 12. Dezember 2003 über die Errichtung der kirchlichen Stiftung 
des privaten Rechts ..Nazarenus-Stiftung", die Stiftungssatzung vorn 18. November 2003, die Anerkennung des Oberkirchenrates vorn 
11. November 2003 und die Stiftyngsanerkennung des Innenministeriums des Landes Mecklenburg-Vorpommern vorn 9. Februar 2004. 

Schwerin, 23. Februar 2004 

Der Oberkirchenrat 
In Vertretung 

Kriedel 

Leberecht Runze Erkrath, den 12. Dezember 2003 
Albrecht-Dürer-Str. 13 
40699 Erkrath 

Stiftungsgeschäft 

Hiermit errichte ich, 

Leberecht Runze, 

geboren am 18.04.1927 in Magdeburg, 

wohnhaft in 40699 Erkrath, 

Albrecht-Dürer-Str. 13, 


eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des privaten Rechts. 


Die Stiftung führt den Namen "Nazarenus - Stiftung". 

Die Stiftung hat ihren Sitz in Schwerin. 


Die Stiftung verfolgt den in der beigefügten Satzung festgelegten 

Zweck. 


Die Stiftung statte ich mit einern Barvermögen aus. Dieses Stif­

tungsvermögen besteht im Zeitpunkt der Genehmigung der Stif­

tung aus einem Stiftungskapital in Höhe von 25.000 EUR (in 

Worten: fünfundzwanzigtausend Euro). Das Stiftungskapital ist 

unangreifbares Grundstockvermögen. 


Mitglied nach 


Der Vorstand hat dafür Sorge zu tragen, dass das Stiftungskapital 
ertragbringend gemäß § 1807 BGB anzulegen und in seinem 
Bestand ungeschmälert zu erhalten ist. 

Stiftungsorgan ist der Vorstand. 

Nach § 6 Abs. 1 der Stiftungssatzung besteht der Vorstand aus: 

1. 	 drei Vorstandsmitgliedern des Arbeitskreises Kasachstan 
(Mi ssion/Ökumene), 

2. 	 einern in steuer- und betriebswirtschaftlichen Fragen sach­
kundigen Mitglied, das auch dem Arbeitskreis Kasachstan an­
gehören kann; dieses Mitglied wird vorn Vorstand des Ar­
beitskreises Kasachstan ernannt, 

3. 	 einern vorn Oberkirchenrat berufenen Vertreter. 

Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt jeweils 6 Jahre. 

Die Namen der berufenen Mitglieder des Vorstandes lauten: 

Nr. Nachname Vorname PLZ Ort Strasse Unterschrift 
I Priesemann Helmut 19079 Sukow Hatl]:!tstr,68 
I Rathke Dr. Heinrich 19061 Schwerin Schleifmühlenweg 11 
1 Reinholz Rosemarie 19059 Schwerin Willi-Bredel-Str.41 

!2 Gehse Jutta 19057 Schwerin Lärchenallee 36 
3 Köhler Hans-Peter 19065 Pinnow Pirolweg 6 

Der Arbeitskreis Kasachstan hat in seiner Sitzung am 4. Juli 2003 
nach § 6 Abs. I Nr. 1 der Stiftungs satzung die Vorstandsmitglie­
der Herrn Priesemann, Herrn Dr. Rathke und Frau Reinholz sowie 
nach § 6 Abs. I Nr. 2 der Stiftungssatzung Frau Gehse als in steu­
er- und betriebswirtschaftlichen Fragen sachkundiges Mitglied 
ernannt. Der Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs hat in seiner Sitzung am 11. November 
2003 Herrn Köhler als seinen Vertreter nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 der 
Stiftungssatzung berufen, 

In der konstituierenden Sitzung des Vorstandes der Stiftung am 
18. November 2003 ist zum Vorsitzenden Herr Köhler, zum stell­
vertretenden Vorsitzenden Herr Dr. Rathke, zur Schriftführerin 

Frau Reinholz und zur Rechnungsführerin Frau Gehse gewählt 
worden. 

Erkrath, den 12. Dezember 2003 
Unterschrift des Stifters 

Beglaubigungsvermerk: 
7. Januar 2003 
Oberkirchenrat 
der Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs 
In Vertretung 
Sebastian Kriedel 
Kirchenrat 
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Satzung 

vom 18. November 2003 


für die "Nazarenus-Stiftung" in Schwerin 


Präambel 

Zwischen den evangelisch-lutherischen Christen und Gemein­
den in Kasachstan und der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs bestehen seit 1972 partnerschaftliche Bezie­
hungen. Zunächst gab es in Kasachstan nur heimliche Gemein­
den, die weit über das Land zerstreut waren. Trotz Verfolgung war 
es möglich, nicht nur heimlich Gemeinden aufzubauen, sondern 
auch karitative Arbeit durch Laien und Ehrenamtliche aufzuneh­
men. Inzwis~hen sind die Gemeinden zwar öffentlich registriert, 
benötigen aber für ihre Arbeit dringend Unterstützung. Deshalb 
sollen diesen Gemeinden und ihren Mitarbeitern die Erträgnisse 
der Stiftung zugute kommen. 

Der Helfer- und Spendenkreis I Arbeitskreis Kasachstan in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs hat die 
Initiative des Stifters Leberecht Runze aus Erkrath gerne aufge­
griffen und wird die Arbeit der Stiftung mittragen. 

§ 1 

Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr 


(1) Die Stiftung führt den Namen ,,Nazarenus-Stiftung". Sie ist 
eine rechtsfahige kirchliche Stiftung des privaten Rechts. 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Schwerin. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalendetjahr. 

(4) Die Stiftungsaufsicht wird durch den Oberkirchenrat der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs wahrge­
nommen. 

§2 
Zweck 

(I) Zweck der Stiftung ist es, die karitative Arbeit der evange­
lischen Gemeinden und deren Mitarbeiter in der Republik Ka­
sachstan zu unterstützen. 

(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 
die Zurverfügungstellung von Mitteln für die Erhaltung von 
Bethäusern und Diakoniestationen, durch finanzielle Zuwendun­
gen für die Ausbildung von Predigern und Mitarbeitern in der dia­
konischen Arbeit sowie Kinder- und Jugendarbeit und durch Bei­
hilfen an kirchliche Mitarbeiter in sozialer Notlage. 

(3) Das Wirken der Stiftung steht in direktem Bezug zum Auf­
trag der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
und ihrer Werke und Einrichtungen. 

§3 
Gemeinnützigkeit 

(I) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar ge­
meinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts .. steuerbegünstigte 
Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster 
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel der Stiftung dürfen 
nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, Vergütun­
gen begünstigt werden. 

§4 
Stiftungsvermögen 

(I) Das Stiftungsvermögen besteht im Zeitpunkt der Aner­
kennung der Stiftung aus einem Stiftungskapital in Höhe von 
25.000 EUR (in Worten: fünfundzwanzigtausend Euro). Das 
Stiftungskapital ist unangreifbares Grundstockvermögen. Der 
Betrag steht der Stiftung zeitgleich mit der Erteilung der not­
wendigen Stiftungsanerkennung zur Verfügung. 

(2) Das Stiftungskapital ist ertragbringend gemäß § 1807 BGB 
anzulegen und in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten. 
Dem Stiftungsvermögen wachsen diejenigen Zuwendungen zu, 
die dazu bestimmt sind; die Stiftung darf derartige Zustiftungen 
annehmen. Sie darf auch Zuwendungen ohne Zweckbestimmung 
auf Grund einer Verfügung von Todes wegen und freie Rücklagen 
im Sinne von § 58 Nr. 7aAO dem Stiftungsvermögen zuführen. 

(3) Unter der Voraussetzung, dass der Stifterwille anders nicht 
zu verwirklichen ist und der Bestand der Stiftung für eine ange­
messene Zeit gewährleistet ist, kann das Stiftungskapital in ein­
zelnen Geschäftsjahren maximal in Höhe von 5 % des Vorjahres­
bestandes mit Zustimmung des Oberkirchenrates in Anspruch 
genommen werden, soweit der Vorstand zuvor einstimmig durch 
Beschluss festgestellt hat, dass die Entnahme des Betrages zur 
Erfüllung des Stiftungszweckes dringend erforderlich ist; seine 
Rückführung muss innerhalb des nächsten Geschäftsjahres 
sichergestellt sein. 

(4) Zur Erfüllung des Stiftungszweckes dürfen nur Erträgnisse 
des Stiftungskapitals sowie Zuwendungen herangezogen werden, 
soweit diese nicht als Zu stiftungen zur Erhöhung des Stiftungs­
kapitals bestimmt sind. 

(5) Die Bildung von Rücklagen ist zulässig, soweit hierdurch 
die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigt wird. 

(6) Bei Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbe­
günstigten Zwecke fällt das Stiftungsvermögen nach Abzug aller 
Verbindlichkeiten an die Evangelisch-Lutherische Landeskirche, 
die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtäti­
ge oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. Gleiches gilt, wenn 
die Erfüllung des Stiftungszweckes unmöglich wird. 
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§5 
Stiftungsvorstand 

(I) Organ der Stiftung ist der Vorstand, der aus 5 Personen 
besteht. 

(2) Die Stiftung wird gerichtlich und außergerichtlich durch 
den Vorsitzenden des Vorstandes allein oder durch jeweils zwei 
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. Im Innenverhältnis 
sind sie an die Beschlüsse dcs Vorstandes I:ebunden. 

§6 

Zusammensetzung des Vorstandes 


(I) Der Vorstand besteht aus: 
I. 	 drei Vorstandsmitgliedern des Arbeitskreises Kasachstan 

(Mission/Ökumene), 
2. 	 einern in steuer- und betriebswirtschaftlichen Fragen sach­

kundigen Mitglied, das auch dem Arbeitskreis Kasachstan 
angehören kann: dieses Mitglied wird vorn Vorstand des 
Arbeitskreises Kasachstan ernannt, 

3. 	 einern vorn Oberkirchenrat berufenen Vertreter. 

(2) Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt jeweils 6 Jahre. 

(3) Mitglied im Vorstand kann nur werden, wer der Evange­
lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs angehört und die 
Stiftungszwecke unterstützen wilL 

(4) In der ersten konstituierenden Sitzung des Vorstandes wählt 
dieser aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den stellvertreten­
den Vorsitzenden, einen Schriftführer und einen Rechnungsfüh­
rer. 

(5) Die Mitgliedschaft im Vorstand endet: 
a) durch Niederlegung, 
b) durch Abberufung oder Abwahl, 
c) durch Kirchenaustritt, 
d) durch Tod. 

(6) Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes aus dem Vor­
stand vor Ablauf der Amtszeit erfolgt eine Neuwahl bzw. Nach­
berufung für den Rest der Amtszeit. 

(7) Eine Wiederwahl oder Wiederberufung ist zulässig. 

(8) Die Vorstandsmitglieder haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
notwendigen Auslagen, sofern das Stiftungsvermögen dies zu­
lässt. Im übrigen üben sie ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

§7 

Beschlussfassung des Vorstandes 


(I) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei sei­
ner Mitglieder, darunter der Vorsitzende, anwesend sind. 

(2) Der Vorstand beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, 
entweder auf Grund mündlicher Beratung in einer gemeinsamen 
Sitzung, zu welcher der Vorsitzende mindestens 14 Tage vorher 
schriftlich eingeladen haben muss, oder auf Grund eines von dem 
Vorsitzenden an die übrigen Mitglieder zu erlassenden Rund­
schreibens. 

(3) Jedes Mitglied ist berechtigt, mündliche Beratung zu ver­
langen. 

(4) Über die Sitzungen und Beschlüsse ist vom SchriftItihrer 
eine Niederschrift zu fertigen, die von mindestens zwei Mitglie­
dern des Vorstandes zu unterzeichnen ist 

(5) Beschlüsse über die Satzung, deren Änderungen und die 
Auflösung der Stiftung bedürfen der Zustimmung sämtlicher Vor­
standsmitglieder. 

§8 
Verwaltung 

(I) Die laufende Geschäftsführung der Stiftung kann durch 
Beschluss des Vorstandes auf den Vorsitzenden oder einen 
Geschäftsführer übertragen werden. Das Nähere regelt eine 
Geschäftsordnung, die der stiftungsaufsichtlichen Genehmigung 
durch den Oberkirchenrat bedarf. 

(2) Die Verwaltung des Vermögens der Stiftung muss nach den 
Grundsätzen erfolgen, die für die Verwaltung öffentlicher Gelder 
maßgebend sind. Es muss daher über die Einnahmen und Ausga­
ben ordentlich Buch geführt werden und über jedes Geschäftsjahr 
Rechnung abgelegt werden. Die Stiftung unterliegt der Prüfung 
durch das Rechnungsprüfungsamt der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs. 

§9 

Kirchliche Tätigkeit der Stiftung 


(1) Die Satzung sowie ihre Änderungen und die Auflösung der 
Stiftung bedürfen der Genehmigung durch den Oberkirchenrat 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. 

(2) Die Tätigkeit der Stiftung wird als kirchliche Tätigkeit der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs auf der 
Grundlage ihrer kirchlichen Ordnungen einschließlich der in die­
sem Bereich geltenden Datenschutzbestimmungen anerkannt. 

(3) Der Umfang der Stiftungsaufsicht durch den Oberkirchen­
rat ist in den jeweils geltenden gesetzlichen Vorschriften geregelt. 

§ 10 

Gleichs teIlungsklausel 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung geI­
ten jeweils in der männlichen und weiblichen Form. 

§11 
ln-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt nach ihrem Anerkenntnis durch den Oberkir­
chenrat der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen­
burgs mit dem Tage des Zugangs der Anerkennung des Stiftungs­
aktes durch das Innenministerium Mecklenburg-Vorpommerns in 
Kraft. 
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Der Oberkirchenrat hat in seiner Sitzung am 11. November das 
folgende beschlossen: 

"Der Oberkirchenrat erteilt das Anerkentnis zur Errichtung der 
"Nazarenus-Stiftung", Schwerin, als kirchliche Stiftung des pri­
vaten Rechts." 

Stiftungsanerkennung 

Das Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern als Stiftungs­
behörde erkennt hiermit gemäß § 80 BGB LV.m. §§ 7 und 26 des 
Stiftungsgesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 
24. Februar 1993 (GVOBI. M-V S. 104), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. November 2001 (GVOBl. M-V S. 438) die 

Nazarenus-Stiftung 

als rechtsfahige kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts auf 
Grund des Stiftungsgeschäfts vom 12. Dezember 2003 und der 
Stiftungssatzung vom 18. November 2003 an. 

Im Auftrag Siegel 
gez. Nirnke Innenministerium 

Schwerin, den 9. Februar 2004 

146.00/139 

Muster für die Niederschrift der 
Übergabe einer Pfarrstelle 

Anliegend veröffentlicht der Oberkirchenrat das Muster für die 
Niederschrift der Übergabe der Pfarrstelle in einer Kirchgemein­
de. Dieses Muster ersetzt das bisher übliche und ist den heutigen 
Bedürfnissen und Erfordernissen angepasst. 

Das Muster kann im Internet unter www.kirche-mv.de gefunden 
werden. 

Dem Formular ist ein Anhang beigefügt über die Übergabe amtli­
chen Schriftgutes und der Bücherrei. 

Schwerin, 25. Mai 2004 

Der Oberkirchenrat 

Beste 
Landesbischof 

Der Oberkirchenrat stellt fest, dass mit Zugang der Stiftungsaner­
kennung durch das Innenministerium des Landes Mecklenburg­
Vorpommern die Satzung der Nazarenus-Stiftung am 9. Februar 
2004 in Kraft getreten ist. 

Schwerin, 10. Februar 2004 

Der Oberkirchenrat 
In Vertretung 

Kriedel 

http:www.kirche-mv.de
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Kirchenkreis 

Pfarrübergabe 

Niederschrift der Übergabe der Pfarrstelle in der Kirchgemeinde/den verbundenen Kirchgemeinden 

von an 

Am um Uhr sind im zu 

zusammengetreten; 

1. LandesSJ.lperintendentlPropstlPröpstin als Verhandlungsleiter/in 

2. bisherige/r Pfarrstelleninhaber/inlKurator/in 

3. künftige/r Pfarrstelleninhaber/inlKurator/in 

4. Leiter/in der Kirchenkreisverwaltung 

5. Kirchenälteste/r 

6. Kirchenälteste/r 

7. Kirchenältestelr 

8. PrOpstlPfÖpstin 

Mit Wirkung vom .......... : ................. ist die Pfarrstelle ....................................... durch Pfarrstellenwechsel, Emeritierung. Tod des/der 

bisherigen Inhaber/s/in ............................................ vakant und .......................................... als Kurator/in mit der Verwaltung der Pfarr­

stelle beauftragt. 

Mit Wirkung vom .......................... ist diese Pfarrstelle wieder besetzt und die Verwaltung durch ........................................ als Kurator/in 

beendet. 

Letzter Verantwortungstermin des/der bisherigen PfarrstelleninhaberlinIKuratorlslin ist der 

..~~ ...~.... ~----------~-----~--
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Für die Übergabe der Pfarrstelle ist folgendes festgestellt: 

o. 	 Zuordnung 

0.1.1. 	 Kirchliche Zuordnung 

Das Gebiet der Kirchgemeinde umfasst folgende Ortschaften und eingemeindete Ortsteile: 

Kirchgemeinde: Ortschaften: 

Die Kirchgemeinden .................................................................. sind verbunden. 

Die Kirchgemeinden .................................................................. sind vereinigt. 


0.1.2. Kommunale Zuordnung 

Gemeinde: 	 mit den Ortschaften: 

0.2. 	 Gemeindegliederzahl 

Die Gemeinde ..................................... zählt laut Mitteilung des kirchlichen Meldeamtes vorn. '" ..................... Gemeindeglieder. 


0.3. 	 Kirchen und Kapellen 

Kirchen: 


Kapelle: 


0.4. 	 Fördervereine 

Fördervereine für die Kirche in: 


Satzung vorn: 


Vorstand: 


0.5. 	 Mitgliedschaft der Kirchgemeinde in Vereinen (Diakonievereine u. ä.) 

1.0. 	 Kirchliches Leben 

Hinweis: Wird ein Observanzenbuch geführt, entfallen die dort gemachten Angaben in diesem Protokoll durch einen Hinweis 
auf das Observanzenbuch. Diesem Protokoll ist eine Kopie des Observanzbuches beigefügt. 

1.1. 	 Die Gottesdienste 

Gesamtzahl des Vorjahres: 

Regelmäßige Gottesdienste finden statt 

in Uhrzeit: oTeilnehmerzahl 


Gottesdienstordnung nach dem Gottesdienstbuch 


Besonderheiten in der Gestaltung der Gottesdienstordnung 


Besondere liturgische Kleidung mit Angabe der Regelung. sowie Datum vorn Beschluss und Genehmigung 

1.2. 	 Beichte und Heiliges Abendmahl (Besonderheiten im Gebrauch der Agende.) 

Beichte: Tennine: 
Form der Beichte: 


Abendmahl: 
 Termine: 
Teilnahme von Kindern: 

--------'-----------_ ..........._-~.....~ 
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Wird neben dem Wein auch Traubensaft verwendet? 


In welcher Weise wird Traubensaft eingesetzt? 

(1. oder 2. Tisch, auf Bitte eines Kommunizierenden usw.)? 

Kirchgemeinderatsbeschluss zur Verwendung von Traubensaft neben Wein vom: 

Hausabendmahl : 


Besonderheiten im Gebrauch der Agende 


1.3. Die Amtshandlungen 

1.3.1. Taufen 

Termine/Ort: 


Gesamtzahl des Vorjahres: 


Besonderheiten im Gebrauch der Agende: 


Taufgedächtnisgottesdienste u. a. Besonderheiten: 


1.3.2. Konfirmation 

Termin: 


Zahl der Konfirmanden: 


davon Vorkonfirmanden: 


Erwachsenenkontlrmanden: 


Lernstoffe über zwei Jahre / drei Jahre 


Konfirmandenrüsten / Teilnehmer: 


Besonderheiten in der Gestaltung des Konfirmandenunterrichts und des Konfirmationsgottesdienstes: 


Zusammenarbeit in der RegionlPropstei: 


1.3.3. Trauungen und Gottesdienst zur Eheschließung 

Gesamtzahl des VOIjahres: 


Besondere Bräuche: 


Gebührenregelung: 

1.3.4. Beerdigungen 

Gesamtzahl des Vorjahres: 

Besondere Bräuche: 


Gebührenregelung: 


1.3.5. Jubiläen 

Silberne Konfirmation: 


Goldene Kontlrmation: 


Traugedächtnis: 
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1.4. 	 Kirchenmusik 

Organist: 

Ehrenamtliche Tätigkeit: 

Regelung der Bezahlung: 


Chor: 

Leiter/in des Chores: 

Übungszeiten: 

Mitgliederliste: 


Posaunenchor: 

Leiter/in des Posaunenchores: 

Übungszeiten: 

Mitgliederliste: 


1.5. 	 Küsterdienst 

Wird wahrgenommen in der Kirche ............................................... durch ...................................... Vergütung .................... , ........ . 

1.6. 	 Läuteordnung 

1.7. 	 Kirchlicher Unterricht / offene kirchliche Kinderarbeit 

1.7.1. Christenlehre und Kinderarbeit 

WeIche Gruppen bestehen? 

Wann trifft sich die Gruppe? 

Wer unterrichtet die Gruppe? 

Wer leitet die Gruppe? 

Mitgliederliste der Gruppe: 

Tagebuch über Konfirmandenunterricht und Christenlehre: 

1.7.2. Religionsunterricht 

Schule: 

Religionslehrer: 

weIche Klassen: 

Gesamteindruck: 

Verbindung der Religionslehrer zur Kirchgemeinde: 

1.7.3. 	Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft 

1.7.4. Evangelische Schulen im Bereich der Gemeinde 
(bzw. Schulen in anderer Trägerschaft mit christlichem Profil) 

1.8. 	 Kirchliche Werke (z.B. JugendarbeitlDiakonie/Ökumene ... ) 

1.8.1. 	 Junge Gemeinde 

1.8.2. 	 Diakonische Arbeit 

Diakoniesozialstation Träger: Auftragsverwaltung: 


Diakonieverein des Kirchenkreises Mitgliedschaft 
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Andere Diakonische Einrichtungen: 

Kindereinrichtungen: 

Altenheime usw. 


Welche kirchlichen Dienste wurden dort angeboten und werden erwartet? 

1.8.3. 	Partnerschaftsarbeit 

mit der Kirchgemeinde 


Ansprechpartner in der Partnergemeinde: 


Beauftragter in der Kirchgemeinde: 


1.8.4. Stiftungen im Bereich der Kirchgemeinde (Stiftungsvorstand) 

1.8.5. 	 Andere Arbeitsbereiche 

Friedensdekade: 

Martinstag; 

Ökumenische Kontakte: 


Öffentlichkeitsarbeit: 

Gemeindebrief, Schaukasten, polit. Amtsblatt 


Besondere Einrichtungen im Bereich der Kirchgemeinde: 
Alten-/Seniorenheime Träger 

Betreutes Wohnen Träger 

Welche kirchlichen Dienste wurden dort angeboten und werden erwartet? 

1.9. 	 Kircbgemeinderat 

Ortssatzung vom: 


genehmigt am: 


gegenwärtige Mitgliederzahl: 


Zusammensetzung: 

Vorsitz: 


Termin und Ort der Sitzungen: 


Wer lädt ein? 


Teilnahme von Mitarbeitern/innen: 


Protokollführung: 


NachträgelFeststellungenlBesonderheiten: 


1.10. 	 GemeindekreiselBesucbsdienstelBibelstundenIBibelwocben 

Wer ist verantwortlich? 

Wann und wo finden Veranstaltungen statt? 

1.11. 	 Ordnung der Vertretungen 

ständiger Vertreter/in: 
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2.0. 	 Kirchliche Verwaltung 

2.1. 	 Siegel und Stempel 

(gültig siehe Anlage - mit Originalabdruck der amtlichen Stempel) 

2.1.1. Ungültige Siegel 

Ungültige Siegel sind an das landeskirchliche Archiv abzuliefern. 

2.2. 	 AgendenlGottesdienstbucbILektionar 

Gottesdienstbuch in der/den Kirche/n: 

Lektionare in der/den Kirche/n: 

Gottesdienstbuch /Schreibtischausgabe): 

Agende 11 1960 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende IIIIl Taufe 1988 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende IIU2 Trauung 1988 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende IIII3 Beichte 1993 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende lIU4 Dienst am Kranken 1994 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende 1lI/5 Bestattung 1996 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende IIU6 Konfirmation 2001 vorhanden! nicht vorhanden 

Agende III Gesamt 1965 vorhanden / nicht vorhanden 

Agende IV alte Ausgabe schwarz vorhanden / nicht vorhanden 

Agende IV /1987 rot vorhanden / nicht vorhanden 


Bemerkungen: 

2.3. 	 Kanzelbuch, Kollektenbücher, Kommunikantenregister 

Kirchgemeinde: 

Kanzelbuch ab: 

Kollektenbuch ab: 

(Die Bücher sollten eingesehen und auf korrekte Führung (doppelte Unterschrift bei Kollekten) geprüft werden.) 

2.4. 	 Kirchenbücher 

s.Anlage 

2.5. 	 KirchgemeindekarteilMitgliederliste nach Meldeamt 

s. Anlage 

2.6. 	 pe (wer hat Zugang/Programme, Lizenzen usw.?) 

Private Nutzung des pe? 

Dateien wurden am ...................... gelöscht? 

2.7. 	 Protokoll buch des Kirchgemeinderates 

s. Anlage 

2.8. 	 Briefbuch 

2.9. 	 Pfarrchronik 

s. Anlage 
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3.0. 	 Kassen und Rechnungsangelegenheiten 

Kassen der Kirche in Verwaltung der Kirchenkreisverwaltung 

3.1. 	 Kirchgemeindekasse 

von der Kirchenkreisverwaltung verwaltet: 

von der Kirchgemeinde selbst verwaltet: 

Berechner: 

genehmigt durch den Landessuperinlendenten am: 

Bestände: 

Bestand der Barkasse in der Kirchgemeinde am .......................................... mit einem Betrag 

von ........................... Euro. 

Kontoführung: Kirchgemeinde oder Kirchenkreisverwaltung 

Titel Kontonummer Bankinstitut Bestand Kontoauszug vom 

Friedhofskasse: 

3.1.1. Fonds 

Kirchgemeinde: 

Titel zu Gunsten Bank und Kontonummer Betrag 

1. 

Friedhof 

Für die Kirchgemeinde sind zeichnungs berechtigt: 


Ergebnis: 


Abschluss der Kirchgemeindekasse im Vorjahr: 


Geprüftam: Entlastung erteilt am: 


Erledigung von Profungsbemerkungen: 


3. 2. 	 Baukasse 

3.3. 	 Sonstige Kassen 

3.4. 	 Versicherungen 

3.5. 	 Kirchgeld 

Ergebnis des Vorjahres: 

Kirchgeldzahler insgesamt: 

Kirchgeldpflichtige insgesamt: 

Besonderheiten der Festsetzung der Beträge, der Erhebung usw. 

I 
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4.0 Arbeitsrechtsverhältnisse 

4.1. Festangestellte Mitarbeiter 

Dienstbeschreibung 

4.2. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

Dienstbeschreibung 

4.3. Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 

Arbeitsvertrag 

Dienstbeschreibung 

4.4. Zeitverträge 

Vertrag 

Dienstbeschreibung 

5.0. 	 Liegenschaften 

5.1. 	 der Kirchgemeinde 

5.1.1. 	Gemeindehaus 

5.1.2. 	Gemietete Räume 

5.2. 	 der Kirche 

5.2.1. 	 Kirchen, KapeUen 

5.2.2. 	Pfarrhaus 

Räume in Nutzung der Gemeinde: 

Pfarrwohnung: 

Mietverträge: 

5.2.3. Sonstige Wohnhäuser usw. 

5.2.4. 	 Pfarrgarten 

in Ordnung 

nicht in Nutzung 

Besondere Pflanzen/Bäume: 

5.2.5. Sonstige Gärten usw. 

5.2.6. 	 Friedhof 

in Verwaltung der Kirchenkreisverwaltung seit: 


Verwaltungsvereinbarung vom: 


in Verwaltung der Kirchgemeinde: 




Nr.5-912004 Kirchliches Amtsblatt der Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs Seite 59 

Aufsicht wird wahrgenommen von: 

Friedhofsordnung vom: ... 
Friedhofskalkulation vom: 

Gebührenliste vom: 

Zahl der Mahnverfahren: 

Grabpflegeverträge: 

Bei Gericht anhängig: 

Pastorengräber: 

Besondere Pflanzen/Bäume: 

5.3. Kirchenländereien 

Pachtverträge 

Verfahren zur Rückübenragung von Erbpachtländereien'l 

Nichtverpachtete Ländereien: 

6.0. Bauliche und technische Einrichtungen 

Letzte Baubegehung hat stattgefunden am: 

Protokoll: 

6.1. Kirche /Kapelle 

Ort E-Anlage Orgel Glocken Inspektion 

Pflege verträge für Orgeln/Glockenläuteanlagen usw.: 

Winterkirche vorhanden: 

Ort: 

Gräße: 

Heizung: 

6.2. Pfarrhaus 

Pfarrhaus baulich in Ordnung 
Sanierungsbedürflig 
Modemisierungsbedürftig 
Renovierungsbedürftig 
Unbenutzbar 

die Dienstwohnung: Gemeinderäume: Mietwohnung: 

Wenn in Zukunft keine kirchliche Verwendung: 

Vermietung vorgesehen: ja / nein 

Verkauf empfohlen: ja / nein 
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6.3. Sonstige kirchen- oder gemeindeeigenen Häusern 

6.4. Erteilte Bauaufträge, zu erwartende Rechnungen 

6.5. Arbeitssicherheit 

6.5.1. 	 Vorschriftensammlung Arbeitssicherheit vorhanden 

6.5.2. Letzte Begehung durch Ortskraft 

Kirche 

Pfarrhaus 

6.5.3. Nächste Begehung durch Ortskraft 

7.0. 	 Bewegliche Sachen und Vorräte 

7.1. 	 der Kirche 

7.1.1. 	VASA SACRA (Anlage ................ ) und wertvolle Ausstattungsstücke 

Der Bestand der vasa sacra wurde überprüft und wird bestätigt: 

Aufbewahrungsort: 

Fotodokumentationen (wo und wie):. 

7.1.2. 	 Paramente 

7.2. 	 Schlüsselliste mit Anzahl 

7.2.1. 	der Kirche und in wessen Hand 

7.2.2. des Pfarrhauses 

7.3. 	 Noten und Instrumente 

7.4. 	 Sonstige bewegliche Sachen 

7.5. 	 Leihgaben 

Angeliehene und ausgeliehene Stücke mit Beschreibung, sowie Angabe des Vertragsverhältnisses und Verfügungen. 

7.6. 	 Inventarverzeichnis 

Das Inventarverzeichnis wurde vom Kirchgemeinderat geprüft und akzeptiert. 

Das Inventarverzeichnis wurde geprüft. 

Das Inventarverzeichnis muss bis ................................. überarbeitet I neu angelegt werden. 
Danach wird es vom Kirchgemeinderat genehmigt. 

Verantwortlich: 



------------------------
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8.0. Akten, Urkunden, Bücherein, Bilder 

8.1. Pfarrarchiv 

8.1.1. Räumliche Unterbringung 

8.1.2. Umfang in laufenden Metern 

8.1.3. Etwaige Entstehungszeit der Akten 

8.1.4. 	 Erhaltungszustand 

8.1.5. Ordnungszustand 

8.1.6. Hervorhebung besonderer Stücke 

alte Flurkarten usw. 

8.1.7. 	 Angaben über Archivalien, die nicht zum Pfarrarchiv gehören 

(z. B. Propsteiakten) 

8.2. Laufende Registratur, Handakten 

Aktenplan 

8.3. Amtliche Druckschriften 

8.3.1. 	 Kirchliches Amtsblatt 

8.3.2. Andere kirchliche Amtsblätter 

8 .. 3.3. Verwaltungsanordnungen, Rundschreiben der LSI, des OKR 

8.3.4. 	 Rechtssammlung 

für die Kirchgemeinde: vorhanden / nicht vorhanden 

aktualisiert am: 

8.4. 	 Bücher 

8.4.1. 	 Bibliothek 

wertvolle Mecklenburgica: 

Willgeroth-Bände: 

SchIie-Original: 

Schlie-Reprint: 

Staatskalender: 

8.5. 	 Bilder 

8.6. 	 Personalakten 
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9.0. Sonstige Feststellungen und Vereinbarungen 

9. 1. Bei Vakanzen 

Termin Freizug der Dienstwohnung und Übergabe: 

Verantwortung, Aufsicht über das Pfarrhaus: 

Entgegennahme der Post: 

Bestehende Abonnements für Zeitschriften usw.: 

9.2. Bei Wiederbesetzung 

~.3. Weitere Feststellungen und Vereinbarungen 

9.4. Erklärung der Vertreter von Kirche und Kirchgemeinde 

Die anwesenden Kirchenältesten erklären, dass sie an den/die bisherige/n Pfarrstelleninhaber/in / Kurator/in keine Forderungen 
stellen und stimmen den Angaben dieses Übergabeprotokolls zu .. 

Die anwesenden Kirchenältesten erheben folgende Forderungen gemäß Anlage .......................... dieses Übergabeprotokolls. 

Die Erklärung der Kirchenältesten erfolgt vorbehaltlich der Prüfung der Kasse und Erteilung der Entlastung. 

Vorbehaltlich der Erledigung folgender Auflagen: 

zu erledigen von: bis zum: 

Der/die ausscheidende Pfarrstelleninhaberlin / Kurator/in erklärt, keine Forderungen 
an Kirche und Kirchgemeinde zu haben. 

Es bestehen seitens des/der bisherigen PfarrsteHeninhaber/in / Kurator/in folgende Forderungen: 

und sonst keine. 

Die Niederschrift ist nach Abschluss der Verhandlung um ................................... in sechs gleichlautenden Stücken hergestellt 
und von allen Beteiligten genehmigt und eigenhändig unterschrieben. Je ein Exemplar ist bestimmt für den Oberkirchenrat, den 
Landessuperintendenten, die Kirchenkreisverwaltung, das Pfarramt und den/die bisherige/n Verwalter/in des Pfarramtes, sowie 
dem Propst/der Pröpstin. 

Ort und Datum ......................................................................... , den .............................................. . 




L 
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AnlageA 

Niederschrift über die Übergabe der Pfarrstelle der eV.-luth. Kirchgemeinde .................................................................................... . 

vom .................................... .. 


Übergabe des amtlichen Schriftguts und der Büchereien 

1. 	 Registratur 

zeitlicher Umfang ca. von ......................... bis .......................... .. 

0 Ordnung und Verzeichnung übersichtlich 0 Neuordnung erforderlich 

0 Aktenordnung der EKD 0 Aktenplan anderer Art 

0 Hängeregistratur 0 Stehordner oder anderes System 

0 Aufbewahrung gut 0 Aufbewahrung unzureichend 

Stichproben haben ergeben, daß der laufende Schriftverkehr 

o 	vollständig 

o teilweise 


nur bis .......................... abgeheftet ist. 


Zur besonderen Aufbewahrung wurden die Personalakten folgender Mitarbeiter übergeben: 


2. 


Besondere Bemerkungen (z.B. gesonderte Ablage von Vertragen und Versicherungsscheinen): 


2. 	 Archiv 

zeitlicher Umfang ca. von ........................ bis ......................... . 

räumlicher Umfang: ........................ laufende Meter 

Raum der Unterbringung: ............................................................ .. 


0 Ordnung gut und übersichtlich 

I 
0 ungeordnet 

0 geordnet und verzeichnet 0 unverzeichnet 

0 Aufbewahrung gut und sicher 0 Aufbewahrung unzureichend 

0 Erhaltung gut ",..h;;,-l",n 

Folgende Akten fehlen: 

2. 

Besondere Bemerkungen (Art der Schäden, Raumklima, nicht zum Pfarrarchiv gehörende Akten, an das Landeskirchliche Archiv 
gerichtete Wünsche u. ä.): 

L 
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3. 	 Kirchenbücher 

zeitlicher Umfang ca. von .......................... bis .............................. . 

Folgende Kirchenbücher sind vorhanden: 

Band-Nr. Art der Amtshandlung Jahrgänge Standort 

1. 

2. 

Folgende Kirchenbücher fehlen: 

1. 

2. 

Die Kirchenbuchführung obliegt (Name, Anschrift, Funktion): 

D Die Kirchenbücher wurden revidiert am ....................................... . 


D Mängel haben sich nicht ergeben 


D Mängel (Lücken, fehlerhafte Einträge, Schäden): 


4. 	 Verzeichnis der Gemeindeglieder 

D vorhanden D fehlt 

D Liste D EDV-Ausdruck 

IJ auf neuestem Stand D nicht ergänzt seit ............................. . 

Die ordnungsgemäße und sichere Aufbewahrung ist gewährleistet 

IJ 	 ja D nein 

5. 	 Protokolle des Kirchgemeinderats 

von .............................. bis .................................. . 

D vorhanden D fehlen 

IJ vollständig D Lücken in den Jahren ................................... . 

6. 	 Pfarrchronik 

von ...................................... bis .................................. . 

o 	vorhanden ........ Bände D fehlt 


IJ auf dem neuesten Stand D nicht ergänzt seit ............................... .. 

Besondere Bemerkungen: 

7. 	 Rechtssammlung 

IJ vorhanden D fehlt 

D auf dem neuesten Stand D nicht ergänzt seit ....................... . 



i 
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8. Büchereien 

8.1. Pfarr- und Kirchenbibliothek 

o vorhanden IJ nicht vorhanden 


zeitlicher Umfang ca. von ...................... bis ............................. .. 


räumlicher Umfang: ...................... laufende Meter 


Raum der Unterbringung: .................................................. .. 


geordnet 


katalogisiert 


0 

0 
Aufbewahrung gut und sicher 0 
Erhaltung gut 0 I 

i IJ 

0 

IJ 

0 

ungeordnet 

nicht katalogisiert 

Aufbewahrung unzureichend 

Schäden 

Folgende wertvolle Bücher fehlen: 

I. 

2. 


Besondere Bemerkungen (Frühdrucke und andere besonders wertvolle Bücher, inhaltlich bedeutende Bücher, Schäden etc.): 


8.2. Kirchgemeindebibliothek 

o vorhanden o nicht vorhanden 


zeitlicher Umfang ca. von ...................... bis ............................. . 


räumlicher Umfang: ................... laufende Meter 


Raum der Unterbringung: ..................................... . 


0 geordnet IJ ungeordnet 

0 katalogisiert 0 nicht katalogisiert 

0 Aufbewahrung gut und sicher 0 Aufbewahrung unzureichend 

0 Erhaltung gut 0 Schäden 

Folgende wertvolle Bücher fehlen: 

I. 

2. 

3. 

Besondere Bemerkungen (Frühdrucke und andere besonders wertvolle Bücher, inhaltlich bedeutende Bücher, Schäden etc.): 

Die vorstehenden Angaben wurden sorgfältig ermittelt und anhand früherer Angaben überprüft. 

Ort Datum Unterschrift 

I 
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474.00/ Berichtigung der Vergütungstabelle für 
Mitarbeiter in der Vergütungsgruppen I bis X 


ab 21. bzw. 23. Lebensjahr gültig ab 1. Mai 2004 (91 % West) 

(KABI 2003 8.144) 


Die Grundvergütung beträgt: 

in Vergütungsgruppe X, Stufe 4 930,31 € 

in Vergütungsgruppe IXa. Stufe 8 1.142,10 € 

monatlich. 

Die allgemeine Zulage beträgt: IXa-X 82,78 € 
Vc - VIII 97,77 € 
Ha Vb 104,29 € 
Ia - Ib 39.11 € 

Berichtigung der Vergütungstabelle für 

Mitarbeiter in der Vergütungsgruppen I bis X 


ab 21. bzw. 23. Lebensjahr gültig ab 1. August 2004 (92,5 % West) 

(KABI 2003 8.145) 


Die Grundvergütung beträgt: 

in Vergütungsgruppe IVa, Stufe 10 2.357,70 € 

in Vergütungsgruppe IXb, Stufe 1 941,37 € 

monatlich. 

Berichtigung der Vergütungstabelle für 

Mitarbeiter der Vergütungsgruppen Kr. XIII bis Kr. I 


nach Vollendung des 20. Lebensjahres gültig ab 1. Mai 2004 

(91 % West) 


Der Ortszuschlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind erhöht sich um 82,42 €. 

Schwerin, 12. Mai 200~ 

Der Oberkirchenrat 

Flade 
Oberkirchenrat 
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Strukturveränderungen 

7117-J212 

Verbindung der Kirchgemeinde Schönbeck mit der Kirchge­
meinde Kublank 

Die Kirchgemeinde Schönbeck wird mit Wirkung vom I. Juni 
2004 mit der Kirchgemeinde Kublank verbunden. Schönbeck 
wird zur ruhenden Pfarrstelle erklärt. 

Schwerin, 20. April 2004 

Der Oberkirchenrat 

Hade 

7117-12/1 

Veränderung der Grenze zwischen den Propsteien Stargarder 
Land und Friedland 

Der Kirchenkreisrat des Kirchenkreises Stargard hat am 19. März 
2004 gemäß Artikel 9 Abs. 1 Nr. 3 Kirchenkreisordnung in Ver­
bindung mit § 2 Abs. 2 Propsteiordnung beschlossen, die Kirch­
gemeinde Kublank mit Wirkung vom I. April 2004 aus der Prop­
stei Stargarder Land auszugliedern und der Propstei Priedland 
zuzuordnen. 

Schwerin, 27. April 2004 

Der Oberkirchenrat 

Flade 

1124-12/1 

Verbindung der Kirchgemeinde Zernin mit den Kirchge­

meinden Baumgarten und Qualitz 


Die Verbindung der Kirchgemeinde Zernin mit der Kirchgemein­

de Tamow wird aufgehoben. Die Kirchgemeinde Zernin wird mit 
Wirkung vom 1. Juni 2004 mit den miteinander verbundenen 
Kirchgemeinden Baumgarten und Qualitz verbunden. 

Schwerin, 20. April 2004 

Der Oberkirchenrat 

Flade 

1309-12/6 

Verbindung der Kirchgemeinde Karow mit der Kirchgemein­
deKrakow 

Die Verbindung der Kirchgemeinde Karow mit der Kirchgemein­

de Alt Schwerin, die ihrerseits seit I. Dezember 2003 mit der 

Kirchgemeinde Malchow vereinigt ist, wird aufgehoben. 

Die Kirchgemeinde Karow wird mit Wirkung vom I. Juni 2004 

mit der Kirchgemeinde Krakow verbunden. 


Schwerin,25.Mai2004 

Der Oberkirchenrat 

Flade 

Pfarrstellenausschreibungen 

3107-20/ 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Eldena, Kirchenkreis Par­
chim, wird gemäß § 4 Abs. 2 Pfarrstellenübertragungsgesetz 
(KABI 1997 S. 61) zur Wiederbesetzung zum I. Oktober 2004 
durch Beschluss des Oberkirchenrates ausgeschrieben. Der Stel­
lenumfang beträgt 100 %. 

Der Kirchgemeinderat teilt mit: 

"Die Kirchgemeinde Eldena liegt im Westen MeckJenburgs, der 
Ort Eldena an der B 191 zwischen Dömitz und Ludwigslust, 
direkt an der Eide. Eldena ist ein großes Dorf mit etwa 1500 Ein­
wohnern, Geschäften, einer Grund-Realschule und Kindergarten. 
Ein kirchlicher Kindergarten befindet sich im Nachbardorf. Zur 
Kirchgemeinde Eldena gehören 13 Dörfer mit 1200 Gemein­
degliedern. Die Nachbargemeinde Gorlosen mit 250 Gemein­
degliedern wird vom Pastor der Kirchgemeinde Eldena mitver­
waltet. Im Bereich der Kirchgemeinden Eldena und Gorlosen 
befinden sich zwei Kirchen, die in einem guten baulichen Zustand 
sind, eine kleine Kapelle im Außendorf G1aisin und in jedem 
Kirchdorf ein neu erbautes Gemeindehaus. Pfarrsitz ist Eldena 
mit einem schönen restaurierten Pfarrhaus. Alle Gebäude sind in 
einem guten baulichen Zustand. In Perspektive ist eine Verbin­
dung beider Kirchgemeinden vorstellbar. Eine gemeindepädago­
gische Stelle für beide Gemeindebereiche ist besetzt. In Eldena 
gibt es weiterhin einen ehrenamtlichen Küster und eine ehren­
amtliche Organistin. Der Singkreis und der Posaunenchor werden 
ebenfalls ehrenamtlich geleitet. Es ist wünschenswert, dass die 
Arbeit in den Senioren-, Frauen-, Männer- und Flötenkreisen wei­
tergeführt wird. Großen Wert legen wir auf die Kinder- und 
Jugendarbeit. die neu strukturiert werden muss. Ein besonderer 
Schwerpunkt der Gemeindearbeit ist der sonntägliche Gottes­
dienst unter Einbeziehung der vorhandenen Gemeindekreise. 

Die Kirchgemeinde Eldena sucht eine/n engagierte/n Pastor/in, 
der/die gut mit anderen zusammenarbeiten kann, auch in der 
Region der Propstei. Sie/Er muss auf Menschen zugehen können. 
und sollte durch einen aktiven Besuchsdienst den persönlichen 
Kontakt zu den Gemeindegliedern pflegen. 

-_._---_..._--------------- ­
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Ein engagierter Kirchgemeinderat wird hilfreich zur Seite stehen. 
Wir erhoffen uns von Ihrem Wirken, dass Sie Ihre eigenen Vor-. 
stellungen von einem aktiven Gemeindeleben entwickeln und das 
bestehende mit einbeziehen. Dabei ist die ehrenamtliche Arbeit 
der Gemeindeglieder zu fördern. 

Für Anfragen steht der Kirchgemeinderat, Pfarramt Eldena, 
19294 Eldena, Altonaer Straße 7, Tel. (03 87 55) 2 04 04 zur Ver­
fügung." 

Bewerbungen sind bis zum 31. Juli 2004 auf dem Dienstweg an 
den Oberkirchenrat, Postfach 11 10 63, 19010 Schwerin, zu rich­
ten. 

Schwerin, 13. Mai 2004 

Der Oberkirchenrat 

Beste 
Landesbischof 

8415-201 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Schönberg, Kirchenkreis 
Wismar, wird gemäß § 4 Abs. 2 Pfarrstellenübertragungsgesetz 
(KABI 1997 S. 61) zur Wiederbesetzung zum I. .Oktober 2004 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben. Der Stellen­
umfang beträgt 100 %. 

Der Kirchgemeinderat teilt mit: 

"Zum Kirchspiel gehören die Kleinstadt Schönberg im Kirchen­
kreis Wismar mit 20 umliegenden Dörfern und insgesamt 1.300 
Gemeindegliedern. PredigtsteIle ist die mittelalterliche, 1987 bis 
1991 renovierte Backsteinkirche St. Laurentius, die den Ratzebur­
ger Bischöfen über mehrere Jahrhunderte als Hauskirche diente. 
Die Gemeinde verfügt über ein modernisiertes Gemeindezen­
trum, Küsterhaus und Pfarrhaus. Ein weiteres verpachtetes Haus 
beherbergt die Diakonie-Sozialstation und den Evangelischen 
Kindergarten. 
Die Stadt Schönberg, vor den Toren Lübecks und mit guter Ver­
kehrsanbindung, ist ein regionales Unterzentrum in reizvoller 
Umgebung mit zwei Grundschulen, Regionaler Schule, Gymna­
sium und Allgemeiner Förderschule, Alten- und Pflegeheim 
sowie Einrichtungen zum betreuten Wohnen. 1m Einzugsgebiet 
leben ca. 6.000 Menschen. 
Die Kirchgemeinde hat sich ein Leitbild gegeben: 
Unsere Gemeinde ist ein Ort, wo alle von Gott empfangen kön­
nen, dies miteinander Leben und weitergeben. 

Wir empfangen Orientierung und Stärkung für Leben und 
Glauben in unseren festlichen Gottesdiensten, offenen 
Abendmahlsfeiern und durch Musik. 
Wir leben die Liebe Gottes miteinander in unterschiedlichen 
Gruppen, die Möglichkeiten für Gemeinschaft und verant­
wortliche Mitarbeit eröffnen. 
Im Dienst am Menschen geben wir weiter, was wir empfan­
gen haben. 

Kinder- und Jugendarbeit mit Christenlehre, Besuchsdienst und 
Seniorenarbeit sind uns neben den üblichen pfarrdienstlichen 

Aufgaben besonders wichtig; wünschenswert ist Teamarbeit mit 

den umliegenden Kirchgemeinden. 

Als Mitarbeiter stehen der künftigen Pastorin/dem künftigen 

Pastor ein Kantor (loo %), ein Küster/Sekretär und zwei Fried­

hofsmitarbeiter zur Seite. Viele Ehrenamtliche wirken in ver­

schiedenen Kreisen und Gruppen mit und geben unserer Gemein­

de ein lebendiges Gesicht. 


Als besonderes Schaufenster der Gemeinde und der Region hat 

sich seit 1987 der jährliche "Schönberger Musiksommer" im 

"Musikland Mecklenburg-Vorpommem" mit derzeit rund 20 

hochwertigen Veranstaltungen etabliert. 

Unsere Gemeinde zeichnet sich durch Offenheit und Toleranz 

aus, wodurch der eine oder andere "kirchenferne" Mitmensch sei­

nen Weg in die Kirche gefunden hat." 


Bewerbungen sind bis zum 31. Juli 2004 auf dem Dienstweg an 

den Oberkirchenrat, Postfach II 10 63, 19010 Schwerin, zu rich­

ten. 


Schwerin, 13. Mai 2004 


Der Oberkirchenrat 


Beste 

Landesbischof 


3425-20/ 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Lübz wird gemäß § 4 
Abs. 2 Pfarrstellenübertragungsgesetz (KABI 1997 S. 61) zur 
Wiederbesetzung zum I. Oktober 2004 durch Beschluss des 
Oberkirchenrates ausgeschrieben. Der Stellenumfang beträgt 
100%. 

Der Kirchgemeinderat teilt Folgendes mit: 

Die wunderschön sanierte Stadtkirche der mecklenburgischen 
Kleinstadt Lübz liegt direkt im Zentrum der Stadt Lübz in der 
Nähe des Wahrzeichens der Stadt, dem mittelalterlichen Amts­
turm, gleichzeitig das Wahrzeichen der Lübzer Brauerei. 
Die durch die Stadt führende Elde-Wasserstraße zieht mit ihren 
Liegeplätzen im Stadthafen in unmittelbarer Nähe der Stadtkirche 
in den Sommermonaten viele Touristen an. 
In der Stadt mit Anbindung an Bus und Bahn finden sich aUe 
Schulformen von der Lernbehindertenschule und der Musikschu­
le bis zum Gymnasium. 
Die Kirchgemeinde in Lübz umfasst gegenwärtig ca. 2.100 ev. 
Gemeindeglieder. 
Zum Gemeindebereich gehören Binige umliegende Ortschaften 
mit zwei weiteren, ebenfalls sanierten Dorfkirchen. Einige dieser 
Ortschaften sind heute eingemeindet in den Bereich der Stadt 
Lübz. 
Für die Gemeindearbeit kann die Sakristei genutzt werden. Im 
Nordeingang der Stadtkirche sind eine Küchenzeile und sanitäre 
Einrichtungen eingebaut. So kann die Stadtkirche als Zentrum für 
die Gemeindearbeit genutzt werden. 
Zur Zeit wird die romantische kleine Stiftskirche des Sophien­
Stiftes in Lübz renoviert. I\ach Abschluss der Bauarbeiten soll 
dort ein ähnliches kleines Zentrum mit allen notwendigen 
sanitären Einrichtungen entstehen. 
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Das große Pfarrhaus liegt direkt neben der Stadtkirche. Dort 

befinden sich Gemeinderäume und das Pfarrbüro. Die Vorberei­

tungen zur Renovierung dieses Hauses sind angelaufen. 

Die Kirchgemeinde verwaltet den großen Friedhof. Er hat eine 

solide personelle und finanzielle wirtschaftliche Grundlage. 

Neben dem Pastor ist eine Gemeindepädagogin zu 100 % ange­

stellt. 

In der Kirchgemeinde gibt es neben der Arbeit mit Kindern und 

Jugendlichen im Rahmen der Christenlehre und des Konfirman­

denunterrichtes weitere aktive Gruppen. Dazu gehören: der Hel­

ferkreis, Seniorenkreis, Posaunenchor, Kirchenchor sowie eine 

gute ökumenische Zusammenarbeit mit der katholischen Kirch­

gemeinde. 


Ein großer Kirchgemeinderat mit seinen verschiedenen Aus­

schüssen unterstützt aktiv ehrenamtlich die hauptamtlich Tätigen. 


Auch auf die Unterstützung zweier ortsansässiger Pastoren im 

Ruhestand kann gebaut werden. 


Großen Wert legt die Kirchgemeinde auf die Arbeit mit Kindern 

und Jugendlichen auch außerhalb der Christenlehre und des Kon­

firmandenunterrichtes. 

Dankbar begleiten wir die Tätigkeit der Christlichen Pfadfinder. 


Wir wünschen uns eine Pastorin/einen Pastor, die oder der die bis­

herigen Aktivitäten und Gruppen unterstützt und auch ausbaut. 

Insbesondere die Seelsorge - z. B. im Besuchsdienst ist für viele 

ältere Gemeindeglieder wichtig. 

Auch die Arbeit mit jungen Leuten nach der Konfirmation in 

Form einer Jungen Gemeinde erscheint uns notwendig und wün­

schenswert 


Bewerbungen sind bis zum 3l. Juli 2004 auf dem Dienstweg an 

den Oberkirchenrat, Postfach 11 1063, 19010 Schwerin, zu rich­

ten. 


Schwerin, 2. Juni 2004 


Der Oberkirchenrat 


Beste 

Landesbischof 


Die Stelle des Rektors/der Rektorin des Theologisch-Pädagogi­

schen Instituts (TPI) der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs ist gemäß § 8 Pfarrstellenübertragungsgesetz 

(KAB11997 S. 61) zum 1. Oktober 2004 durch die Kirchenleitung 

zu besetzen. 


Der Stellenumfang beträgt 100 %. 

Zu den Aufgaben gehört u. a.: 
die Leitung des TPI, 
die Durchführung gemeindepädagogischer Ausbildungskurse, 
die Beteiligung an der Aus- und Fortbildung kirchlicher Mit­
arbeiter im Verkündigungsdienst, 
die Durchführung religionspädagogischer Qualifizierung für 
Erzieherinnen, 
die Zusammenarbeit im Bildungshaus und mit anderen Dien­
sten und Werken. 

Erwartet wird: 
theologische und gemeindepädagogische Kompetenz, 
Erfahrung in der Gemeindearbeit, 
Fähigkeit zur Kommunikation des Evangeliums, 
Bereitschaft zur Kooperation, 
Mitarbeit an der Weiterentwicklung des kirchlichen Bildungs­
auftrages. 

Der Berufungszeitraum beträgt 8 Jahre. Der Dienstsitz ist Lud­

wigslust. 

Bei der Suche nach einer geeigneten Wohnung sind wir behilflich. 

Für Rückfragen steht zur Verfügung 

Herr Oberkirchenrat Dr. Jürgen Danielowski 

Tel. (03 85) 51 85-1 46 

Weitere Infos unter: http://home.t-online.de/home/kbr.mecklen­

burg/ 


Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis spätestens 30. Juni 2004 

(Datum des Poststempels) auf dem Dienstweg an die Evange­

lisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs, Oberkirchenrat, 

Postfach 11 10 63, 19010 Schwerin 


Schwerin, 11. Mai 2004 


Der Oberkirchenrat 


Dr. Danielowski 


8220-2011 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Neukloster wird gemäß § 4 
Abs. 2 Pfarrstellenübertragungsgesetz (KABI 1997, S. 61) zur 
Wiederbesetzung zum I. September 2004 durch Wahl des Kirch­
gemeinderates ausgeschrieben. Der Stellenumfang beträgt 100 %. 

Der Kirchgemeinderat teilt mit: 

Neukloster ist eine Kleinstadt in wald- und seenreicher Umgebung 
in der Nähe von Wismar mit 4.500 Einwohnern und umliegenden 
Dörfern. 1.000 Gemeindeglieder erwarten einen Pastor/eine Pasto­
rin mit Sinn für die romanische Klosterkirche (1219), in der von 
Karfreitag bis Silvester Gottesdienste gefeiert und Kirchenmusiken 
angeboten werden. Besucher besichtigen die älteste Glasmalerei 
Norddeutschlands und die Reste der Klosteranlage mit dem frei­
stehenden Glockenturm. Freude an Kirchenführungen und an Trau­
ungen aus anderen Gemeinden ist wünschenswert. 
In unmittelbarer Nähe der Kirche befindet sich das 1991/93 
sanierte geräumige Pfarrhaus mit zwei vermieteten Wohnungen 
im Obergeschoss, Diensträumen und einer 150 - 170 m2 großen 
Pfarrwohnung im Erdgeschoss zwischen Park und großem Gar­
ten. Im modernisierten Gemeindehaus gegenüber stehen mehrere 
Gruppenräume, auch für die Gottesdienste in den Wintermonaten 
zur Verfügung. Die Kirchgemeinde wird sich voraussichtlich mit 
der benachbarten Kirchgemeinde Groß Tessin verbinden, zu der 
330 Gemeindeglieder und zwei Kirchen mit Friedhof gehören: 
die 1996 sanierte Kirche Bäbelin und die Kirche Groß Tessin, wo 
Bauarbeiten anstehen. Das Pfarrhaus in Groß Tessin ist teilweise 
vermietet. 
Mit der Kirchgemeinde Neukloster vereinigt ist seit 2003 die 
Kirchgemeinde Passee mit 40 Gemeindegliedern und einer wie­
der in Benutzung genommenen Kirche. 

http://home.t-online.de/home/kbr.mecklen
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Für den Bereich Neukloster/Groß Tessin ist ebenfalls die Beset­
?:ung einer 50%igen gemeindepädagogischen Stelle vorgesehen. 
Die beiden Kirchgemeinderäte, zwei Fördervereine und ehren­
amtlich Mitarbeitende unterstützen das vielfaltige Leben in den 
Kirchgemeinden. 
Kirchenchor. Band, Bläser- und Gitarrengruppe werden ehrenamt­
lich geleitet, ebenso ein Frauenkreis, ein Klostergartenprojekt, der 
Kindergottesdienst. offene Kirche, Besuchs- und Glockendienst. 
Als Mitarbeitende sind eine Gemeinde- und Friedhofssekretärin 
(25 %), ein KüsterlFriedhofswärter, der auch die Orgel spielt, und ein 
Friedhofsgärtner für den kirchlichen Friedhof in Neukloster tätig. 
Gottesdienste werden in Bäbelin vierzehntägig Sonntags nachmittag 
gefeiert, in Groß Tessin und Passee monatlich, ebenso wochentags 
im Altersheim und zweimal jährlich in Reinstorf. Ein besonderer 
Schwerpunkt ist die Blindenseelsorge, da sich in Neukloster die 
Landesschule für Blinde und Sehschwache und ein Rehabilitations­
zentrum und Heim für blinde Menschen befindet. Ebenso ist eine 
gute Zusammenarbeit mit den vier Schulen wünschenswert, darun­
ter einem Gymnasium. Das gute ökumenische Miteinander mit der 
römisch-katholischen Gemeinde soll fortgesetzt werden. Ein Kon­
firmandenprojekt in der Propstei Sternberg ist in Vorbereitung. 
Weitere Informationen unter www.neukloster-kirche.de. im Pfarr­
amt Kirchstraße 3, (038422125451) oder bei dem 2. Vorsitzenden 
Karl Grasse (Tel.: 038422/202 J5), Hauptstraße 14, 23992 Neu­
kloster 

Bewerbungen sind bis zum 31. Juli 2004 auf dem Dienstweg an 
den Oberkirchenrat, Postfach 
11 10 63, 19010 Schwerin, zu richten. 

Schwerin, 14. Juni 2004 

Der Oberkirchenrat 

Beste 
Landesbischof 

Personalien 

Das Zweite Theologische Examen haben vor der Prüfungskom­
mission der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen­
burgs am 27. Februar 2004 bestanden: 

Vikarin Heike Caspar, Schwerin 

Vikarin Melanie Dango, Neukloster 

Vikarin Kirsten Karst-Busch, Ludwigslust 

Vikarin Andree Möhl, Carlow 

Vikar Tim Anders, Rostock 

Vikar Matthias Leibach, Wismar 

Schwerin, 28. April 2004 

Der Obe.rkirchenrat 

Beste 
Landesbischof 

123.14/20-1 

Pastor Olaf Pleban, Kröpelin, wird mit Wirkung vom 1. Mai 2004 
zum Propst der Propstei Bad Doberan bestellt. 

Schwerin, 29. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

1119-201 

Pastor Siegfried Rau, Groß Laasch, wird mit Wirkung vom 
15. April 2004 mit der selbständigen Verwaltung der Pfarrstellen 
in der Kirchgemeinde Tamow und in der Kirchgemeinde Witzin, 
unter dem Vorbehalt jederzeitigern Widerrufs, beauftragt. Der 
Dienstumfang beträgt für jede der beiden Pfarrstellen 50 %. 

Schwerin, 15. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

133.08/11-2 

Rektor Dr. Karl-Matthias Siegert, Rerik, wird auf Grund der Wahl 
durch die Kirchenleitung mit Wirkung vom I. Mai 2004 gemäß 
Artikel 6 Abs. 3 der Kirchenkreisordnung für die Dauer von 
12 Jahren zum Landessuperintendenten des Kirchenkreises Wis­
mar berufen und zugleich gemäß Artikel 6 Abs. 4 Satz 2 der Kir­
chenkreisordnung als Prediger an der Nikolaikirche zu Wismar 
beauftragt. 

Schwerin, 15. April 2004 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 
Landesbischof 

PA Kaiser, Klaus-Dieterl2 

Oberkirchenrat Klaus-Dieter Kaiser, Hannover, wird auf Grund 
der Wahl durch die Kirchenleitung im Einvernehmen mit der Kir­
chenleitung der Pommerschen Evangelischen Kirche mit Wir­
kung vom 1. Mai 2004 für die Dauer von 8 Jahren zum Pastor für 
Akademiearbeit und damit zum Leiter der Evangelischen Akade­
mie Mecklenburg-Vorpommern berufen. Er wird damit in das 
Dienstverhältnis auf Lebenszeit übernommen. 

Schwerin, 26. April 2004 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 
Landesbischof 

http:www.neukloster-kirche.de
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PA Cassel, Dietmarl 

Vikar Dietmar Cassel, Rostock, wird mit Wirkung vom 1. Mai 
2004 in ein privatrechtliches Pfarrerdienstverhältnis auf Probe zur 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs berufen. 
Gleichzeitig wird ihm der Auftrag zur selbständigen Verwaltung 
der Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Belitz mit einem Dienstum­
fang von 75 % erteilt sowie für weitere 25 0-'" ein Auftrag für 
pastorale Aufgaben in der Region. Er führt die Amtsbezeichnung 
"Pastor zur Anstellung" (Pastor z.A.). 

Schwerin, 22. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

PA Möhl, Andreel 

Vikarin Andree Möhl, Carlow, wird mit Wirkung vom I. Mai 
2004 in das Dienstverhältnis auf Probe zur Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche Mecklenburgs berufen. Gleichzeitig wird ihr 
der Auftrag zur selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle in der 
Kirchgemeinde Zahrensdorf erteilt. Sie führt die Amtsbezeich­
nung "Pastorin zur Anstellung" (Pastorin z.A.). 

Schwerin, 30. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

PA Cremer, Thomasl 

Vikar Thomas Cremer, Neustrelitz, wird mit Wirkung vom I. Mai 
2004 in das Dienstverhältnis auf Probe zur Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche Mecklenburgs berufen. Gleichzeitig wird 
ihm der Auftrag zur selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle in 
der Kirchgemeinde Vellahn erteilt. Er führt die Amtsbezeichnung 
"Pastor zur Anstellung" (Pastor z.A.). 

Schwerin, 30. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

PA Leibach, Matthiasl 

Pfarrer z.A. Matthias Leibach, Wismar, wird mit Wirkung vom 
1. Mai 2004, für die Zeit seines Dienstverhältnis auf Probe zur 
Evangelischen Kirche in Bayern, zum Dienst in der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs beurlaubt. Gleichzeitig 
wird ihm der Auftrag zur selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle 
in der Friedensgemeinde Neubrandenburg erteilt. Er führt die 
Amtsbezeichnung "Pastor zur Anstellung" (Pastor z.A.). 

Schwerin, 30. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

PA Caspar, Heikel 

Vikarin Heike Caspar, Schwerin, wird mit Wirkung vom I. Mai 
2004 in das Dienstverhältnis auf Probe Zur Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche Mecklenburgs berufen. Gleichzeitig wird ihr 
der Auftrag zur selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle in der 
Kirchgemeinde Kavelstorf erteilt. Sie führt die Amtsbezeichnung 
"Pastorin zur Anstellung" (Pastorin z.A.). 

Schwerin, 30. April 2004 

Beste 
Landesbischof 

PA Karst-Busch, Kirsten 111-2 

Vikarin Kirsten Karst-Busch, Ludwigslust, wird mit Wirkung 
vom 1. Juni 2004 in das Dienstverhältnis auf Probe zur Evange­
lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs berufen. Gleich­
zeitig wird ihr der Auftrag zur selbständigen Verwaltung der 
Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Groß Laasch mit einem Dien­
stumfang von 50 % erteilt. Sie führt die Amtsbezeichnung "Pasto­
rin zur Anstellung" (Pastorin z.A.). 

Schwerin, 11. Mai 2004 

Beste 
Landesbischof 

PA Stühmeyer, Heinrich/62 

Landessuperintendentur Heinrich Stühmeyer, Wismar, wird auf 
seinen Antrag gemäß § 104 Abs. 2 Nr. I Pfarrergesetz mit Wir­
kung vom I. Mai 2004 in den Ruhestand versetzt. 

Schwerin, 2. April 2003 

Beste 
Landesbischof 

PA Trenkler, Jörg /36 

Pastor Jörg Trenkler, Groß Pankow, wird auf seinen Antrag 
gemäß § 104 Abs. 2 Nr. I Pfarrergesetz mit Wirkung vom I. Juni 
2004 in den Ruhestand versetzt. 

Schwerin, 11. Mai 2004 

Beste 
Landesbischof 
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PA Pilgrim, Wilhelml 

Am 30. Mai 2004 ist Pastor i. R. Wilhelm Pilgrim, Lübz, im Alter 
von 73 Jahren verstorben. Pastor Pilgrim war seit 1964 Pastor der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und mit 
der Verwaltung der Pfarre in der Kirchgemeinde Granzin bei 
Lübz beauftragt. 1995 trat er in den Ruhestand. 

"Wir setzen unser Vertrauen auf Gott, der uns aus Todesnot erret­
tet hat und erretten wird. Auf ihn hoffen wir, er werde uns auch 
hinfort erretten." 2. Korinther I, 9 und 10 

Sehwerin, 2. Juni 2004 

Der Oberkirchenrat 

Beste 
Landesbischof 


